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I. Fragen des Haushaltsausschusses 
 

Nr. Frage 

 

1 
1. 

 
„Haushaltsgalaxie“ 

Wie sehen Sie die Entwicklung des Unionshaushalts vor dem Hintergrund der zunehmenden Verwendung von Garantien, 
Finanzinstrumenten, Treuhandfonds und Fazilitäten? Wie würden Sie sicherstellen, dass diese Instrumente die beschlossenen 
Maßnahmen nicht gefährden und dass sie Zusätzlichkeit („additionality)“ bieten? Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, um die 
Einheitlichkeit und Transparenz des Haushaltsplans und die Vorrechte der Haushaltsbehörde zu gewährleisten? 
 
Das derzeitige Umfeld ist gekennzeichnet durch schleppendes Wirtschaftswachstum, ein hohes Maß an notleidenden Darlehen im 
Bankensektor bestimmter Mitgliedstaaten sowie durch die Zurückhaltung einiger öffentlicher Finanzinstitute und privater Investoren bei 
der Kreditvergabe an die Realwirtschaft, insbesondere an KMU, deren Investitionen als sehr riskant eingestuft werden. Diese Situation 
besteht ungeachtet eines seit Langem äußerst niedrigen Zinsniveaus. In diesem Kontext gibt es Spielraum für eine Art des Eingreifens der 
öffentlichen Hand, durch die sowohl die Nachfrage- als auch die Angebotsseite im Zusammenhang mit Investitionsvorhaben stimuliert 
werden. Ich bin fest davon überzeugt, dass öffentlich-private Partnerschaften bei der Anregung von Investitionen ausgesprochen effizient 
sein können. Diese Erfahrung habe ich als Kommissionsmitglied sowohl in meiner Zuständigkeit für Energie als auch für die digitale 
Wirtschaft gemacht.   
 
In meinen Augen sind Finanzierungsinstrumente etwas durchaus Positives; sie füllen eine Lücke am Markt und ergänzen andere 
Haushaltsinstrumente. Finanzierungsinstrumente und Garantien ermöglichen eine Hebelwirkung und die Mobilisierung anderer 
Ressourcen, privater wie öffentlicher; in Zeiten knapper Haushaltsmittel ist dies nützlich. Finanzierungsinstrumente und Garantien bieten 
darüber hinaus Zusätzlichkeit und können zur Finanzierung von Projekten beitragen, für die der private Sektor sonst keine Mittel 
bereitstellen würde. Wichtig ist, dass beim Einsatz von EU-Finanzierungsinstrumenten tatsächliche Lücken und Bedürfnisse am Markt ins 
Visier genommen werden und damit nicht lediglich andere, bereits verfügbare Finanzierungsquellen ersetzt werden.  
 
In einigen Bereichen dürften Finanzhilfen die geeignetste Finanzierungsquelle bleiben. In vielen anderen Bereichen kann sich die 
Mischung mit oder der Einsatz von Finanzierungsinstrumenten und Garantien jedoch als sehr effektiv erweisen. Diese Zusätzlichkeit kann 
durch die Zusammenarbeit mit der Europäischen Investitionsbank-Gruppe, nationalen Förderbanken und professionellen Fondsmanagern 
gut gewährleistet werden. Der Europäische Fonds für strategische Investitionen (EFSI) ist ein ausgezeichnetes Beispiel für eine effiziente 
Nutzung des EU-Haushalts: Mit knappen Haushaltsmitteln hat der EFSI bereits 164 Mrd. EUR an Investitionen in die EU-Wirtschaft, für 
KMU und für Infrastruktur, mobilisiert.  
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Gelegentlich wird über die Nützlichkeit von Finanzhilfen versus Finanzierungsinstrumenten gestritten. Wir sollten das nicht dogmatisch 
betrachten. Aus meiner Sicht geht es darum, dass wir all unsere Ressourcen effizient einsetzen und der EU-Haushalt für die Bürgerinnen 
und Bürger spürbare Ergebnisse zeitigt.  
 
Ich werde dafür sorgen, dass die Einheitlichkeit und Transparenz des Haushaltsplans und die Vorrechte der Haushaltsbehörde gewährleistet 
sind. Sicherlich sind Finanzierungsinstrumente komplizierter als Finanzhilfen und werden außerhalb des Haushaltsplans über 
Treuhandkonten oder Garantiefonds umgesetzt. Sie werden jedoch sämtlich in der Bilanz der Union ausgewiesen, basieren auf geprüften 
Jahresabschlüssen und unterliegen somit der Aufsicht durch den Europäischen Rechnungshof sowie dem Entlastungsverfahren.  
 
Garantien, Finanzierungsinstrumente, Treuhandfonds und Fazilitäten werden unter umfassender Wahrung der Transparenz und der  
Rechenschaftspflicht gegenüber dem Europäischen Parlament und dem Rat eingesetzt. Sie werden mit Schriftsätzen eingerichtet, deren 
Wortlaut im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens angenommen wird, also unter uneingeschränkter Beteiligung des Europäischen 
Parlaments und des Rates; die Kommission und/oder unsere institutionellen Partner auf internationaler Ebene berichten ausführlich (im Fall 
von Finanzierungsinstrumenten werden der Haushaltsbehörde jährlich drei Berichte mit detaillierten Finanzangaben vorgelegt, auch als 
Anhang zum Entwurf des Haushaltsplans); es sind Halbzeitrevisionen angesetzt (und finden in einigen Fällen fortlaufend statt), damit das 
Europäische Parlament und der Rat sowohl hinsichtlich der politischen als auch der finanziellen Auswirkungen Einblick in die Umsetzung 
gewinnen und ihren legislativen Standpunkt zur weiteren Entwicklung und zum künftigen Einsatz dieser Instrumente zum Ausdruck 
bringen können. 
 
Ich werde entschieden dafür sorgen, dass die Berichterstattung über diese Instrumente erleichtert wird und auf den Bedarf der Empfänger 
zugeschnitten ist, damit fundierte haushaltspolitische Entscheidungen getroffen werden und die demokratische Kontrolle verbessert wird. 
 
Die Überarbeitung der Haushaltsordnung ist ein bedeutender Schritt in diese Richtung; damit wird eine effizientere Berichterstattung über 
Finanzierungsinstrumente vorgeschlagen und erstmals werden Haushaltsgarantien und finanzielle Unterstützung im Rahmen der 
Haushaltsordnung geregelt. Ich werde eng mit dem Haushaltsausschuss und dem Haushaltskontrollausschuss zusammenarbeiten, um 
sicherzustellen, dass allen Bedenken der Haushaltsbehörde bezüglich dieser Instrumente Rechnung getragen wird. 
 
Was die Treuhandfonds angeht, so hat sich die Kommission in der jüngsten Konzertierungssitzung betreffend den Haushaltsplan 2017 dazu 
verpflichtet, die Haushaltsbehörde regelmäßig über geplante und laufende Finanzierungen und Transaktionen der Treuhandfonds 
einschließlich der Beiträge der Mitgliedstaaten zu unterrichten. Deshalb beabsichtige ich, bereits im Jahr 2017 zusammen mit dem Entwurf 
des Haushaltsplans für 2018 eine Arbeitsunterlage zu präsentieren, die sich mit den geäußerten Bedenken befasst und Vorschläge für 
Maßnahmen zur ordnungsgemäßen Beteiligung des Europäischen Parlaments enthält.  
 
Abschließend möchte ich unterstreichen, dass Finanzierungsinstrumente lediglich ein Werkzeug im Dienste der EU-Politik sind. Sie 
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gefährden beschlossene politische Maßnahmen nicht und sollten nicht als eine Bedrohung von Strategien verstanden werden.   
Wie Finanzierungsinstrumente künftig eingesetzt werden, hängt davon ab, was man von ihnen erwartet, welche Bestrebungen mit dem 
Haushalt und der Politik der EU verfolgt werden und ob sie ein angemessenes Instrument für diese Politik darstellen.  

 

 
 

2. 

 
Verzögerungen bei der Ausführung/Zahlungsprognosen  

Erhebliche Verzögerungen bei der Ausführung der Programme 2014-2020 führten zu einem Rückgang des Zahlungsbedarfs in den 
Jahren 2016 und 2017. Dies ist für die Programme selbst beunruhigend und birgt das Risiko, dass sich ein Rückstand an unbezahlten 
Rechnungen zu Ende der Laufzeit des MFR bildet. Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, um der gegenwärtigen Tendenz zur 
Nichtausschöpfung entgegenzuwirken? Wie beabsichtigen Sie, die Neubildung eines Rückstands an unbezahlten Rechnungen zu Ende 
der Laufzeit des MFR zu verhindern? Nach wiederholter Aufforderung hat die Kommission anlässlich der 
Halbzeitüberprüfung/Halbzeitrevision des MFR letztendlich eine Zahlungsprognose bis 2020 vorgelegt. Verpflichten Sie sich, diese 
Zahlungsprognose jährlich zu aktualisieren, damit die Haushaltsbehörde ausreichende Informationen erhält, um die richtigen 
Entscheidungen zu treffen? 

Der durch die MFR-Obergrenze und die Flexibilitätsinstrumente gestattete Betrag an Mitteln für Zahlungen im Haushaltsplan 2014 reichte 
eindeutig nicht aus, um den hohen Zahlungsbedarf, der aufgrund bis dahin eingegangener Verpflichtungen aufgelaufen war, zu decken. 
Dadurch entstand zum Ende des Jahres 2014 ein wirklich erheblicher Rückstand an Zahlungsanträgen, insbesondere bei den Programmen 
im Bereich Kohäsionspolitik (24,7 Mrd. EUR). Dieser ungewöhnlich starke Rückstand wurde 2015 wesentlich verringert (8,2 Mrd. EUR) 
und 2016 vollständig aufgelöst.  

Der Abbau des Rückstands und die Veranschlagung zusätzlicher Mittel in den Rubriken 3 und 4 zur Bewältigung des neuen Bedarfs im 
Bereich Migration und Sicherheit wurden dadurch erleichtert, dass die neue Generation von Programmen, die aus den europäischen 
Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) finanziert werden, langsamer in Gang kam als erwartet. Dieser zögerliche Beginn führte 
sowohl 2016 als auch 2017 zu einem hinter den Erwartungen zurückbleibenden Betrag an Zahlungen für diese Fonds und somit zu 
beträchtlichen Spielräumen unterhalb der für diese beiden Jahre vorgesehenen Zahlungsobergrenzen.  

Die Kommission ergreift alle möglichen Maßnahmen zur Unterstützung der Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der ESI-Fonds; dazu gehört 
die genaue Überwachung zweier Schlüsselelemente, die die Umsetzung beeinflussen dürften: die Benennung der Verwaltungs- und 
Bescheinigungsbehörden und die Erfüllung der Ex-ante-Konditionalitäten. Den Verzögerungen wird auf hoher politischer Ebene 
entgegengewirkt, indem sich die für die ESI-Fonds zuständigen Kommissionsmitglieder und Vizepräsident Katainen mit gezielten 
Schreiben an die betreffenden Mitgliedstaaten wenden. Der Prozess der Benennung der zuständigen Behörden in den Mitgliedstaaten 
scheint sich zu beschleunigen, und es wurden mit den Mitgliedstaaten Aktionspläne zur Erfüllung der Ex-ante-Konditionalitäten vereinbart. 
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Ferner unterbreitete die Kommission im Rahmen der Überprüfung/Revision der Haushaltsordnung und der Omnibus-Verordnung 
Vorschläge zur weiteren Vereinfachung bestimmter Aspekte der ESI-Fonds und zur Beschleunigung der Umsetzung vor Ort.  

Für die letzten Jahre des derzeitigen MFR wird daher damit gerechnet, dass alle Programme die Anlaufphase abschließen und sich die in 
den Jahren 2011-2013 beobachtete Ausgabenzunahme sowohl bei den Programmen unter geteilter als auch bei denen unter direkter 
Mittelverwaltung wiederholt. Was die Teilrubrik 1b betrifft, dürften die Programme aus der Zeit vor 2014 in den Jahren 2018 und 2019 
abgeschlossen werden und die neuen Programme voll in Betrieb sein. Dementsprechend weist die Zahlungsprognose Beträge für 
Zahlungen aus, die in den Jahren 2018-20 über den jährlichen Obergrenzen liegen.  

Meiner Ansicht nach wird die Gefahr, dass sich erneut ein ungewöhnlich hoher Rückstand ansammelt, durch das neue Instrument, mit dem 
nicht in Anspruch genommene Mittel für Zahlungen aus früheren Jahren über den Gesamtspielraum für Zahlungen rezykliert werden, 
erheblich gemindert.  Nach der derzeitigen Bewertung wird nicht mit einem ungewöhnlich starken Rückstand zum Ende des MFR 
gerechnet.   

Gleichwohl birgt wie alle Prognosen auch diese Vorhersage eine Ungewissheit, und es wäre besser, einen Sicherheitspuffer zu schaffen. 
Dieser Puffer würde durch zwei zusätzliche Elemente gebildet: 1.) das Vorziehen des Ausgleichs der Inanspruchnahme des Spielraums für 
unvorhergesehene Ausgaben für die im Jahr 2014 mobilisierten Zahlungen von den Jahren 2018-2020 auf 2017 und 2.) die Erhöhung der 
Obergrenze für den Gesamtspielraum für Zahlungen, sodass diese Obergrenze in den Jahren 2019-2020 noch weiter steigen kann. Beide 
Elemente sind Teil des weitgehenden Einvernehmens, das im Rat bezüglich der Halbzeitüberprüfung/Halbzeitrevision des MFR erzielt 
wurde, und ich hoffe, dass bald eine abschließende Einigung erreicht wird. 

Die Kommission wird ihre Prognosen regelmäßig aktualisieren, sowohl kurzfristig mit dem sogenannten Active Monitoring Forecast 
Budget Implementation report (Bericht zur aktiven Überwachung der Prognosen zur Umsetzung der Haushaltsausführung), als auch mittel- 
und langfristig. Ich verpflichte mich, das Europäische Parlament und den Rat über unsere Bewertung der langfristigen Tragfähigkeit der 
bestehenden Obergrenzen zu unterrichten und – wenn und soweit erforderlich – einschlägige Maßnahmen vorzuschlagen.  
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3. 

 
Vorbereitung des MFR nach 2020 

Gemäß Artikel 25 der MFR-Verordnung muss die Kommission vor dem 1. Januar 2018 einen Vorschlag für einen neuen mehrjährigen 
Finanzrahmen vorlegen: 

• Könnten Sie in diesem Zusammenhang Einzelheiten über den zu erwartenden Zeitplan für die Vorlage des Legislativvorschlags der 
Kommission für den nächsten MFR nennen sowie angeben, ob und inwiefern Sie im Hinblick auf seine Inhalte einen echten und 
umfassenden politischen Dialog mit dem Parlament führen möchten? 
 
Der erste Teil des laufenden MFR hat die Grenzen der EU-Haushaltsplanung deutlich gemacht und gezeigt, dass sie in ihrer jetzigen 
Form nicht geeignet ist, bisher nie da gewesenen Herausforderungen zu begegnen: 
 
• Welche Lehren lassen sich Ihrer Ansicht nach aus dem gegenwärtigen Zeitraum ziehen, um für den Zeitraum nach 2020 eine 

umfassende Reform durchführen zu können? Welche Vorschläge haben Sie für einen agileren, effizienteren und transparenteren 
EU-Haushalt?  

 
Im Rahmen der laufenden Revision des MFR hat das Parlament bereits eine Reihe von zentralen Prioritäten gesetzt, darunter 
Anpassungen der Geltungsdauer des MFR, eine tief greifende Reform der Eigenmittel, stärkere Betonung der Einheitlichkeit des 
Haushaltsplans und die Erfordernis größerer Flexibilität: 

• Welche konkreten Vorschläge haben Sie diesbezüglich? 

Gemäß Artikel 25 der Verordnung zur Festlegung des mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) muss die Kommission vor dem 1. Januar 2018 
einen Vorschlag für einen neuen mehrjährigen Finanzrahmen vorlegen. Die Entscheidung der Kommission über einen geeigneten Zeitplan 
für ihre Vorschläge steht noch aus, aber ich kann Ihnen versichern, dass ich einen echten und umfassenden Dialog mit dem Parlament 
führen werde.  
 
Zum aktuellen Zeitpunkt sind noch nicht alle Vorschläge fertig ausgearbeitet, wir können aber bereits einige Lehren ziehen. Der laufende 
MFR wurde im Jahr 2013 vor dem Hintergrund der Wirtschaftskrise und ihrer Auswirkungen auf die öffentlichen Finanzen vereinbart. 
Seitdem musste die Europäische Union beispiellose Herausforderungen in den Bereichen Migration und Sicherheit meistern, die den EU-
Haushalt an seine Grenzen gebracht und die vollständige Ausreizung aller bestehenden Flexibilitätsmechanismen erfordert haben. Daher 
bin ich auch der Ansicht, dass der nächste MFR flexibler und anpassungsfähiger sein muss. 
 
Der MFR wird weiterhin einen stabilen Rahmen für die Finanzierung von Programmen bieten, die zur Erreichung der langfristigen 
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strategischen Ziele der EU beitragen. Darüber hinaus geht es wesentlich darum, ein ausgewogenes Verhältnis zwischen mittelfristiger 
Vorhersehbarkeit und der Fähigkeit zur flexiblen Reaktion auf unvorhergesehene Umstände zu finden. Im derzeitigen MFR sind etwa 80 % 
der EU-Haushaltsmittel vorab zugewiesen, sodass nicht immer rasch auf einen veränderten Bedarf reagiert werden kann. Daher werde ich 
Möglichkeiten prüfen, die Flexibilität des Haushalts zu erhöhen, beispielsweise durch die Schaffung von Reserven, die schnell in Anspruch 
genommen werden können, innerhalb der wichtigsten Programme der Union und programmübergreifend.  
Zudem müssen wir den EU-Haushalt als ein Hilfsmittel begreifen, um die Wirkung der Maßnahmen der Mitgliedstaaten zu verstärken, 
private Investitionen zu mobilisieren und Marktversagen auszugleichen. Einige Punkte wurden bereits in der Mitteilung der Kommission 
zur Halbzeitüberprüfung/Halbzeitrevision vom 14. September 2016 genannt. 

Indem wir die Mitgliedstaaten dazu ermuntern, strategische Planungen aufzustellen und EU-Mittel darin zu berücksichtigen, lösen wir eine 
positive Dynamik aus: Nationale Behörden setzen ihre Mittel zielgerichteter ein und somit gehen positive externe Effekte vom EU-
Haushalt aus. Die Vereinfachung und weitere Standardisierung kann sicherlich einen zusätzlichen Beitrag leisten. Wir können außerdem 
mehr dafür tun, die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten in Bereichen zu stärken, in denen Größenvorteile und/oder externe 
Effekte eine große Rolle spielen. Das wird überaus wichtig sein, um neuen Herausforderungen zu begegnen, beispielsweise auf den 
Gebieten Migration, Sicherheit und Verteidigung; dabei können neue Instrumente eingesetzt und Finanzierungsquellen verschiedener 
Ebenen gebündelt werden. 

Ebenso kann der EU-Haushalt trotz seines relativ geringen Umfangs große Bedeutung als Hebelinstrument gewinnen, in dem Sinne, dass 
sogar ein kleiner Geldbetrag erhebliche Auswirkungen haben kann, wenn er an Bedingungen geknüpft ist, die zu Änderungen der 
Politikgestaltung auf nationaler Ebene führen. Insbesondere können Finanzierungsinstrumente, einschließlich neuer Regelungen nach dem 
Muster des EFSI, eine Hebelwirkung auf private Initiativen ausüben und Anreize für marktbasierte Lösungen schaffen, die auf Finanzhilfen 
beruhende Lösungen ergänzen. Meiner Ansicht nach können neue Instrumente eine wichtigere Rolle spielen, insbesondere bei 
Infrastrukturinvestitionen in den Bereichen Energie, Verkehr und Telekommunikation sowie bei der Kohäsionspolitik. Es müssen jedoch 
klare Kriterien aufgestellt werden, wann Maßnahmen durch Finanzhilfen und wann sie durch Finanzierungsinstrumente finanziert werden.   

Generell müssen wir mehr daransetzen, unsere Bürgerinnen und Bürger vom Wert der EU-Mitgliedschaft zu überzeugen. Hier ist auch das 
Parlament gefragt. Wir müssen unseren Haushalt den Bürgerinnen und Bürgern näherbringen und uns – aber auch sie – fragen: Wie können 
wir EU-Mittel so einsetzen, dass sie die größte Wirkung erzielen und jeder verfügbare Euro optimal genutzt wird? Ich bin ein entschiedener 
Verfechter der Grundsätze, die der Initiative für einen ergebnisorientierten Haushalt zugrunde liegen. Sie sind nach wie vor gültig und 
werden eine wichtige Richtschnur für die Vorschläge für den nächsten MFR sein. Überdies werde ich mich damit befassen, wie die 
derzeitigen Mechanismen und Programme unter den Gesichtspunkten europäischer Mehrwert, Leistung und Ergebnisorientierung bei der 
Erfüllung von Schlüsselprioritäten der EU-Politik, Verstärkung der Hebelwirkung und der Auswirkungen des Haushalts sowie 
Vereinfachungen bei gleichzeitiger Gewährleistung der wirtschaftlichen Haushaltsführung zu bewerten sind.  
 
In der Interinstitutionellen Vereinbarung zum MFR 2014-2020 aus dem Jahr 2013 erklärte die Kommission, dass sie „beabsichtigt, die 



8 

 

Einbeziehung des EEF in den Haushaltsplan ab 2021 vorzuschlagen“. Ich werde sorgfältig abwägen, wie in dieser Sache weiter vorzugehen 
ist und dabei alle relevanten Umstände und Überlegungen berücksichtigen (siehe auch die Antwort auf Frage 17 des 
Haushaltskontrollausschusses). 

Es wird zunehmend erwartet, dass die EU eine größere Verantwortung für die Sicherheit und Verteidigung der EU übernimmt. In diesem 
Zusammenhang werde ich die Ergebnisse der vorbereitenden Maßnahme für Verteidigungsforschung sowie die Möglichkeiten, die auf 
diesem Gebiet im Zusammenhang mit dem nächsten MFR bestehen, genau prüfen.  

Wenn wir unsere Vorschläge für den nächsten MFR ausarbeiten, ist es auch an der Zeit sein, die Laufzeit des MFR und ihre Abstimmung 
auf die politischen Zyklen der Institutionen zu überdenken. Ich werde sorgfältig sondieren, welche Möglichkeiten bestehen, die 
Anforderungen und die erforderliche Zeit für die Vorbereitung und Ausführung der EU-Mittel, besonders bei geteilter Mittelverwaltung, 
mit der Laufzeit des MFR zu vereinbaren. 

Ich bin der Auffassung, dass eine Reform des MFR für den nächsten Planungszeitraum in kohärenter Weise sowohl die Ausgaben- als auch 
die Finanzierungsseite betreffen muss. Ich werde mich eingehend mit den Empfehlungen der hochrangigen Gruppe „Eigenmittel“ befassen, 
die einen wichtigen Beitrag zur Vorbereitung der Vorschläge für den nächsten MFR leisten werden (siehe auch die Antwort auf Frage 4 des 
Haushaltsausschusses). 

In der Phase der Ausarbeitung der Vorschläge werde ich mich in einen breit angelegten Konsultationsprozess einbringen und die Ansichten 
des Parlaments aufmerksam zur Kenntnis nehmen. Ich freue mich auf eine fruchtbare, auf Vertrauen und gegenseitigem Respekt 
gegründete Zusammenarbeit mit dem Ausschuss. Was den Abschluss der Halbzeitüberprüfung/Halbzeitrevision des derzeitigen 
mehrjährigen Finanzrahmens und die Vorbereitung des nächsten mehrjährigen Finanzrahmens anbelangt, werde ich auf der von meinen 
Vorgängern etablierten Kooperation mit dem Europäischen Parlament aufbauen.  

 

 
4. 

 
Eigenmittel 

Das Europäische Parlament misst der Reform des Systems der Eigenmittel des EU-Haushalts große Bedeutung bei. Welche 
Folgemaßnahmen beabsichtigen Sie, damit die im Abschlussbericht der hochrangigen Gruppe „Eigenmittel“ vorgebrachten Ideen und 
Empfehlungen umgesetzt werden? Insbesondere, welches wären Ihrer Ansicht nach die besten Arten neuer Eigenmittel und nach 
welchen Kriterien würden diese ausgewählt? Wann werden Sie ein neues System der Eigenmittel vorschlagen? 

Welche Folgemaßnahmen werden zum Abschlussbericht der hochrangigen Gruppe „Eigenmittel“ ergriffen?  
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Ich schließe mich uneingeschränkt der Auffassung an, dass das Eigenmittelsystem zur Finanzierung des EU-Haushalts unsere politischen 
Ziele besser unterstützen und einen Beitrag dazu leisten könnte, die Spannungen zwischen den Mitgliedstaaten und den Organen wegen der 
EU-Finanzen abzubauen. Betrachtet man die Verhandlungen über Eigenmittel, den MFR oder sogar die jährlich stattfindenden 
Verhandlungen über den Haushaltsplan, könnte man den Eindruck gewinnen, der EU-Haushalt sei immer ein Zankapfel, wobei Zugewinne 
eines Mitgliedstaats von allen anderen nur als Kosten betrachtet werden und umgekehrt. Ich freue mich daher auf die Veröffentlichung des 
Monti-Berichts und bin optimistisch, dass er einige neue und praktikable Ideen enthalten wird, wie dieses leidige Nullsummendenken 
überwunden werden kann.  
 
Die Kommission wird den Bericht der hochrangigen Gruppe „Eigenmittel“ und deren Empfehlungen nach der Veröffentlichung sehr 
sorgfältig prüfen. Der Bericht der Gruppe hat keinen formellen rechtlichen Status, aber wie Sie selbst wissen, gehörten der hochrangigen 
Gruppe „Eigenmittel“ unter anderem drei prominente Kommissionsmitglieder an. Sie wurden zwar benannt, um in persönlicher 
Eigenschaft zu handeln, nahmen aber aktiv an der Arbeit der Gruppe teil.  
 
Welche wären die besten Arten neuer Eigenmittel? Nach welchen Kriterien würden diese ausgewählt? 
 
Die erste Bewertung der hochrangigen Gruppe enthielt bereits einen plausiblen Kriterienkatalog für die Bewertung der langfristigen 
Tragfähigkeit der Eigenmittel bzw. deren Grundlagen. Es ist nicht so schwer, sich auf eine Liste akademisch ermittelter oder einfach mit 
gesundem Menschenverstand aufgestellter Anforderungen zu einigen. Die eigentliche Herausforderung wird darin bestehen, zu dem Punkt 
zu gelangen, an dem die Mitgliedstaaten tatsächlich gewillt sind, Entscheidungen auf der Grundlage anderer Kriterien zu treffen als der 
Überlegung: „Wie kann ich das beste Nettoergebnis für meinen Jahreshaushalt erzielen?“ 
 
Ich werde daher bestrebt sein sicherzustellen, dass wirtschaftliche Erwägungen wie sektorspezifische Effizienz, positive Nebeneffekte im 
Sinne der Verwirklichung unserer politischen Ziele oder die Gesamtkohärenz der Struktur der öffentlichen Finanzen in der EU weiterhin 
im Mittelpunkt der Diskussion stehen werden. Auch vom Monti-Bericht erhoffe ich mir innovative Anstöße in dieser Richtung. Außerdem 
zähle ich 2017 auf eine enge Zusammenarbeit mit Ihnen, damit wir gemeinsam das Fundament für eine solche rationale politische Debatte 
legen können.  
 
 
Auf der Interparlamentarischen Konferenz, die im letzten September in diesem Hause stattfand, wurden diese Themen auch diskutiert. Es 
war eine großartige Idee, nationale Parlamente frühzeitig in diese Debatte einzubinden. Meines Wissens wird diese Diskussion in der 
kommenden Woche des Europäischen Semesters sowie in mehreren nationalen Kammern und Haushaltsausschüssen bzw. Ausschüssen für 
europäische Angelegenheiten fortgeführt. Dadurch sollte eine gewisse Dynamik entstehen im Hinblick auf eine Reform, die für die 
Bürgerinnen und Bürger der EU von großer Bedeutung ist, damit sie besser verstehen, was die EU für sie unternimmt.  
 
Zeitplan 
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Zunächst wird die Kommission, wie in der gemeinsamen Erklärung zu den Eigenmitteln vom November 2013 vorgesehen, den Bericht der 
hochrangigen Gruppe „Eigenmittel“ eingehend prüfen. Anders als bei der MFR-Verordnung gibt es für die Unterbreitung eines Vorschlags 
für einen neuen Eigenmittelbeschluss kein rechtsverbindliches Datum. Die Gültigkeitsdauer des derzeitigen Beschlusses ist nicht befristet. 
In der Vergangenheit hat der Eigenmittelbeschluss aber natürlich denselben Zeitraum umfasst wie der MFR. Da die Einnahmenseite über 
die ganze Länge des nächsten Programmplanungszeitraums hinweg ein wichtiger Baustein des Finanzpakets insgesamt ist, sollten die 
nächsten Vorschläge zu den Einnahmen rechtzeitig vorgelegt werden, damit gleichzeitig über sie und den künftigen MFR verhandelt 
werden kann. Somit hätten die Verhandlungsführer alle erforderlichen Bestandteile vorliegen, um zu einem erfolgreichen Abschluss zu 
gelangen.  

 
 
 

5. 

 
Vollzug des EU-Haushalts durch Finanzierungsinstrumente/finanzielle Tätigkeiten der EIB 

Im Sonderbericht Nr. 19/2016 des Rechnungshofs über den Vollzug des EU-Haushalts durch Finanzierungsinstrumente und über die 
aus dem Programmplanungszeitraum 2007-2013 zu ziehenden Lehren wird darauf hingewiesen, dass es bei denjenigen 
Finanzierungsinstrumenten, die durch die EIB-Gruppe verwaltet wurden, besonders niedrige Auszahlungsquoten gab (43 % im 
Vergleich zu 60 % bei Instrumenten mit anderen Fondsverwaltern). Wie erklären Sie das? 
 
Im Bericht wird ferner auf die über den Erwartungen liegende Höhe der Durchführungskosten für Finanzinstrumente im Zeitraum 
2007-2013 hingewiesen. Wie kann die EIB Ihrer Ansicht nach genau dabei helfen, die Kostenwirksamkeit des Vollzugs des EU-
Haushalts durch Finanzierungsinstrumente zu verbessern? Allgemein gefragt, könnten Sie Ihre persönliche Sicht der besonderen Rolle 
der EIB als einziger Bank, die unter die Verträge fällt, beschreiben? 
 

In ihren Antworten auf den Sonderbericht Nr. 19/2016 des Rechnungshofs hat die Kommission die Hintergründe zu den niedrigen 
Auszahlungsquoten bei den durch die EIB-Gruppe verwalteten Finanzierungsinstrumenten erläutert. Bei den Investitionen in KMU wird 
bis zum Ende des Förderzeitraums mit einer weiteren deutlichen Steigerung gerechnet. Da es sich bei den Investitionen in 
Stadtentwicklungsfonds um Infrastrukturprojekte handelt, sind hier komplexere Genehmigungsverfahren, staatliche Beihilfen und 
Vorauszahlungen erforderlich. 
 
Zu weiteren Verbesserungen ist anzumerken, dass der Grundsatz der leistungsorientierten Gebühren bereits in der Haushaltsordnung 
verankert ist. Dieser Grundsatz wird im Rahmenabkommen über die Zusammenarbeit im Finanz- und Verwaltungsbereich (FAFA) 
angewendet, das die Kommission mit der EIB geschlossen hat und die Grundlage für die mit der EIB getroffenen 
Übertragungsvereinbarungen im Rahmen des derzeitigen Programmplanungszeitraums 2014-2020 darstellt. Bei der für 2017 geplanten 
Halbzeitbewertung der Programme sollte die Kosteneffizienz der Art der Mittelverwaltung beurteilt werden. Ich werde meine Dienststellen 
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bitten, besonderes Augenmerk auf dieses Detail zu legen und die entsprechenden Informationen bei der Ausgestaltung der neuen 
Generation von Programmen für den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen zu berücksichtigen. 
 
Im Allgemeinen bin ich davon überzeugt, dass die EIB ein unverzichtbarer Partner bei der Ausführung des EU-Haushalts durch innovative 
Instrumente und Haushaltsgarantien ist. Die Abstimmung mit politischen Strategien der EU, die finanzielle Stabilität, das Fachwissen 
sowie die Abdeckung aller Mitgliedstaaten machen die EIB zu einer einzigartigen Finanzinstitution. Es ist meine feste Absicht, bei der 
Entwicklung innovativer Wege zur Förderung der Hebelwirkung des EU-Haushalts eng mit der EIB zusammenzuarbeiten. Das habe ich 
bereits in meiner Funktion als Kommissar für die digitale Wirtschaft getan, beispielsweise durch die Einrichtung des Connecting-Europe-
Breitbandfonds. Gleichzeitig werde ich dafür sorgen, dass jegliche Bedenken des Europäischen Parlaments hinsichtlich der 
Rechenschaftspflicht und der Berichterstattung der EIB ausgeräumt werden können, da ich sicher bin, dass dies auch ein Ziel der EIB selbst 
ist. Die EIB-Gruppe ist natürlich auch der strategische Partner der EU beim Europäischen Fonds für strategische Investitionen (EFSI) und 
in diesem Rahmen umfassend rechenschaftspflichtig. 

 

 

 
6. 

 
Vereinfachung  

Im Rahmen des derzeitigen MFR-Zeitraums haben die Mitgliedstaaten zunehmende Schwierigkeiten, die EU-Finanzmittel zu 
verbrauchen, was die Kommission dazu veranlasst, eine Revision der Haushaltsordnung und zahlreicher anderer Verordnungen 
vorzuschlagen. Eines der Hauptziele ist Vereinfachung. Dass die Verwendung dieser Mittel für die Empfänger sehr kompliziert ist, ist 
jedoch eins der Hauptprobleme, mit denen die Europäische Union im Hinblick auf Haushaltseffizienz, Glaubwürdigkeit und Image 
konfrontiert ist. Dieses Problem geht über den derzeitigen MFR-Zeitraum hinaus und ist eine der zentralen Fragestellungen für den 
kommenden MFR-Zeitraum. Welche konkreten Vorschläge haben Sie diesbezüglich? 
 

Ich beabsichtige, die laufende Vereinfachung abzuschließen und diesen Prozess im künftigen MFR-Zeitraum so weit wie möglich 
voranzutreiben. Darüber hinaus sei daran erinnert, dass die Europäische Kommission für die Begünstigten von EU-Programmen 
Vereinfachungsmaßnahmen ergriffen hat.  
 
 
Gesetzgebungstätigkeiten 2012 
 
2012 wurde ein erster Schritt hin zu einfacheren und kohärenteren Finanzvorschriften vollzogen, als die Kommission Vorschläge für die 
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Programme im Rahmen des Mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) 2014-2020 vorlegte, in denen sie 
 

• die Zahl der Programme und Instrumente reduzierte, 
• diese unter einem einzigen Rahmen mit gemeinsamen Vorschriften zusammengefasste, 
• die Verfahren für die Antragstellung und die Geltendmachung von Kosten durch Endempfänger vereinfachte, 
• den Einsatz innovativer Finanzierungsinstrumente ermöglichte, 
• EU-Treuhandfonds einführte und   
• kosteneffizientere Kontrollen vorsah. 

 
Die Annahme sektorspezifischer Basisrechtsakte wurde von der GD Haushalt laufend mithilfe des Fortschrittsanzeigers, der einige 
wichtige Vereinfachungen verzeichnete, überwacht. In den meisten Fällen wurden Vereinfachungsmaßnahmen jedoch als Optionen (also 
nicht verpflichtend) eingeführt; diese Vereinfachungsoptionen konnten von den Dienststellen der Kommission (bei direkter oder indirekter 
Mittelverwaltung) oder von den Mitgliedstaaten (bei geteilter Mittelverwaltung) genutzt werden. 
 
Überarbeitung der Haushaltsordnung und der sektorspezifischen Basisrechtsakte („Omnibus“) 2016 
 
Die seit 2014 gesammelten Erfahrungen und die Arbeit der hochrangigen Gruppe unabhängiger Sachverständiger zur Überwachung der 
Vereinfachung des Verwaltungsaufwands für die Begünstigten der europäischen Struktur- und Investitionsfonds zeigen, dass Spielraum für 
weitere Vereinfachungen besteht. Die öffentliche Konsultation zur Überarbeitung der Haushaltsordnung machte die diesbezüglichen 
Erwartungen der Interessenträger unmissverständlich deutlich. Auf dieser Grundlage legte die Kommission im September 2016 einen 
Vorschlag (COM(2016) 605) vor. 
 
Dieser aktuelle Vorschlag für die Überarbeitung der Haushaltsordnung bildet den qualitativen Teil der Halbzeitüberprüfung des MFR, die 
auf einfachere und flexiblere Finanzvorschriften abzielt. Der Vorschlag stellt einen der zentralen Bausteine der Initiative der Kommission 
für einen ergebnisorientierten Haushalt dar und schafft die Anwendungsbestimmungen der Kommission für die Haushaltsordnung ab. 
Anstelle dieser beiden Texte wird es nur noch einen Rechtsakt geben: die Haushaltsordnung. Dadurch wird die Zahl der Finanzvorschriften 
der EU erheblich verringert, nämlich um 25 % gegenüber der vorherigen Regelung.  
Mit der Zusammenfassung der Änderungen der Haushaltsordnung und 15 sektorspezifischer Rechtsakte in einem einzigen Rechtsakt 
bezweckt die Kommission eine kohärente und rasche Verhandlung/Annahme durch den Gesetzgeber, der bis Mitte 2017 eine politische 
Einigung erzielen dürfte; somit könnte der Rechtsakt am 1.1.2018 in Kraft treten und sich auf die letzten drei Jahre des laufenden MFR 
auswirken. 
 
Der 2016 vorgelegte Vorschlag enthält in der Haushaltsordnung Vereinfachungen für Begünstigte von Finanzhilfen, Kontrollebenen, die 
Kombination verschiedener Mittel und den Einsatz von Finanzierungsinstrumenten. Die Kombination verschiedener EU-Mittel ist eine gute 
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Möglichkeit, den Haushalt besser zu nutzen und sicherzustellen, dass wir etwaige Synergien in vollem Umfang ausschöpfen. 
 
 
Der Vorschlag zur Überarbeitung der Haushaltsordnung umfasst auch entsprechende Änderungen der sektorspezifischen 
Finanzvorschriften, die in 15 Rechtsakten für mehrjährige Programme festgelegt sind („Omnibus“). Bei den derzeitigen Vorschlägen zur 
Änderung der Vorschriften für die europäischen Struktur- und Investitionsfonds stehen einfachere und flexiblere Vorschriften im 
Mittelpunkt. Dabei wurden Anregungen der hochrangigen Gruppe zur Vereinfachung der ESI-Fonds aufgegriffen. Hier eine kurze 
Übersicht über die Vereinfachungsvorschläge: 
 
1. Bürokratieabbau für die Begünstigten 
Leichtere Nutzung vereinfachter Kostenoptionen 

• Streichung der Obergrenze für Pauschalbeträge 
• Verpflichtende Nutzung vereinfachter Kostenoptionen für den EFRE und den ESF, sofern die öffentliche Unterstützung bei 

Maßnahmen, die nicht ausschließlich durch die Vergabe öffentlicher Aufträge durchgeführt werden, 100 000 EUR nicht übersteigt 
• Ausweitung der Nutzung von Pauschalsätzen  
• Heranziehung von Haushaltsentwürfen als zusätzliche Methode, vereinfachte Kosten festzulegen, sofern die öffentliche 

Unterstützung 100 000 EUR nicht übersteigt, Artikel 67 Absatz 5 Buchstabe a Dachverordnung 
• Präzisierung der Anforderungen an Verwaltungsprüfungen, wenn vereinfachte Kostenoptionen genutzt werden 
• Möglichkeit einer Finanzierung, die auf der Erfüllung von Voraussetzungen hinsichtlich des Fortschritts bei der Umsetzung beruht 
• Möglichkeit für die Kommission, delegierte Rechtsakte zur Festlegung vereinfachter Kostenoptionen und diesbezüglicher 

Methoden anzunehmen, Artikel 67 Absatz 5 Dachverordnung 
 
Gemeinsame Aktionspläne 

• Geringere Anforderungen für die einem gemeinsamen Aktionsplan mindestens zugewiesenen öffentlichen Ausgaben (5 Mio. EUR 
statt 10 Mio. EUR) und für den Anteil der öffentlichen Unterstützung des operationellen Programms (5 % statt 20 %) 

• Keine Mindestanforderungen für den ersten gemeinsamen Aktionsplan, der im Rahmen des Ziels „Investitionen in Wachstum und 
Beschäftigung“ oder des Ziels „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ unterbreitet wird 

• Einfachere Anforderungen hinsichtlich des Inhalts 
• Der Lenkungsausschuss für den gemeinsamen Aktionsplan muss sich nicht vom Begleitausschuss des Programms unterscheiden  

 
 
2. Verstärkte Synergien  
Kombination von ESI-Fonds und EFSI, explizite Bestimmungen, die eine anteilige Zuweisung von Ausgaben eines ESI-Fonds 
ermöglichen, wenn die Mittel mit anderen EU-Instrumenten kombiniert werden 
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3. Effizientere Nutzung von Finanzierungsinstrumenten (Änderungen der Dachverordnung) 
In dem Vorschlag sind die Direktvergabe an öffentliche Banken und Institute mit einem politischen Mandat zur Förderung der 
wirtschaftlichen Entwicklung sowie einige andere Änderungen vorgesehen, die der Vereinheitlichung oder Präzisierung der Bestimmungen 
im Zusammenhang mit Finanzierungsinstrumenten (Prüfung, Finanzkorrekturen, negative Zinsen) dienen. 
Mit dem Kommissionsvorschlag werden die Kombinationsmöglichkeiten verschiedener Arten von EU-Finanzierungen, insbesondere aus 
dem EFSI, mit EU-Finanzierungsinstrumenten, die direkt oder indirekt von der Kommission bzw. über den Unionshaushalt verwaltet 
werden, und mit europäischen Struktur- und Investitionsfonds, die von den Mitgliedstaaten verwaltet werden, ausgeweitet und verbessert.  
 
 
4. Einfachere und schlankere EU-Verwaltung 

• Gewährleistung der Rechtssicherheit hinsichtlich der Nutzung elektronischer Dokumente (im Zusammenhang mit der „E-
Kohäsion“) 

• Zusätzliche Möglichkeit, die potenziellen Nettoeinnahmen eines Vorhabens auf der Grundlage eines auf Mitgliedstaatebene 
festgelegten Pauschalsatzes für einnahmenschaffende Vorhaben festzulegen. Ferner wird nun eine zusätzliche Möglichkeit 
vorgeschlagen, den Kofinanzierungssatz als Reaktion auf die Schaffung von Einnahmen zu verringern, die während des gesamten 
Programmplanungszeitraums in Anspruch genommen werden kann, nicht nur zum Zeitpunkt der Annahme des Programms 

• Um die Mitgliedstaaten dazu anzuhalten, von der Beurteilung von Großprojekten durch unabhängige Sachverständige Gebrauch zu 
machen, wird vorgeschlagen, dass die Ausgabenerklärung der Kommission bereits zu einem früheren Zeitpunkt vorgelegt werden 
kann 

• Beseitigung des Verweises auf Kleininfrastruktur im Zusammenhang mit der Möglichkeit der Finanzierung kultureller und 
nachhaltiger touristischer Infrastruktur 

Da ein breiter Konsens mit dem Europäischen Parlament und dem Rat besteht, dass die Finanzvorschriften vereinfacht werden müssen, 
besteht nun die großartige Chance, den ehrgeizigen Vorschlag der Kommission anzunehmen. 
 
 
Interne Rationalisierungen auf Ebene der Kommissionsdienststellen 
Im Rahmen der Strategie für einen ergebnisorientierten Haushalt ermitteln die Kommissionsdienststellen fortwährend Maßnahmen, die eine 
Vereinfachung für die Begünstigten darstellen, und setzen diese um: 

• bewährte Verfahren bei der Kontrolle der Kosteneffizienz;  
• Identifizierung von Elementen, die die Komplexität des Arbeitsumfelds erhöhen könnten;  
• weitere Vereinfachung der internen Verfahren. 
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EU-Finanzierungskonzept für den nächsten MFR – weitere Vereinfachungen bei der nächsten Generation von Programmen 
Die 2016 vorgelegten Vereinfachungsvorschläge für die Haushaltsordnung und die sektorspezifischen Vorschriften, die vorstehend 
beschrieben wurden, sind technischer Natur und geben keinen Anlass zu einer politischen Debatte über das grundlegende 
Finanzierungskonzept für den nächsten MFR.  
Bei der Vorbereitung der Rechtsgrundlagen für den nächsten MFR besteht Raum für weitere Vereinfachungen, insbesondere indem eine 
fortschreitende Harmonisierung der für die verschiedenen Programme geltenden Vorschriften sichergestellt wird.  
Die weitere Vereinfachung der EU-Finanzierung muss eindeutig eine Schlüsselkomponente der Legislativvorschläge für den nächsten 
MFR bilden. Für Einzelheiten ist es jedoch noch zu früh, da zunächst die unterschiedlichen Anregungen der Interessenträger, der 
Mitgliedstaaten, des Ausschusses der Regionen, des Rechnungshofs usw., aber auch laufende Studien sorgfältig zu prüfen sind. 
 
Nach derzeitigem Stand wäre bei der Ausarbeitung der nächsten Generation von EU-Fonds in den folgenden Bereichen anzusetzen: 
 

• Die Strategie für einen ergebnisorientierten Haushalt sollte fortgeführt und es sollte ermittelt werden, mit welchen Mechanismen 
EU-Unterstützung Begünstigten am besten bereitgestellt werden kann. Zum Beispiel stellen sich die Fragen: Können wir mit 
ergebnisabhängigen Zahlungen mehr erreichen? Ist die derzeitige Aufgabenteilung zwischen den verschiedenen EU-Fonds die beste 
Möglichkeit, Mittel bereitzustellen, insbesondere wenn man neue Herausforderungen bedenkt? 

• Die Finanzvorschriften für die geteilte Mittelverwaltung sollten weiter zentralisiert werden (insbesondere für die europäischen 
Struktur- und Investitionsfonds). 

• Die Anwendung des Modells der „einzigen Prüfung“ sollte sichergestellt werden. 

• Die Bescheinigung von Stellen, die Ausgaben tätigen, sollte beschleunigt werden. 

• Es sollte ein einheitliches Regelwerk für eine bestimmte Art der EU-Unterstützung, z. B. Finanzierungsinstrumente, geben, um eine 
Doppelung von Vorschriften zu vermeiden. 

• Die Standardisierung in Bezug auf die Kosten und Arten von Vorhaben sollte erhöht werden. 

• Bei den Struktur- und Investitionsfonds sollten Wege gefunden werden, die Einhaltung der Vorschriften über staatliche Beihilfen zu 
erleichtern.  
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II. Fragen des Haushaltskontrollausschusses 
 

Nr. Frage 

 Weiterverfolgung der Zusicherungen der Kommission 

1 
1. 

 
Bei der öffentlichen Anhörung des Haushaltsausschusses, des Haushaltskontrollausschusses und des Rechtsausschusses des 
Europäischen Parlaments am 2. Oktober 2014 äußerte sich die designierte Kommissionsvizepräsidentin Kristalina 
Georgieva positiv zu einigen Bedenken und Fragen von CONT-Mitgliedern, insbesondere im Hinblick auf folgende Themen: 
vollständige Transparenz bei der Bereitstellung von EU-Finanzmitteln; Notwendigkeit, den Mitgliedstaaten mehr 
Verantwortung bei der Ausführung des EU-Haushaltsplans zu übertragen; Leistungen des Betrugsbekämpfungsamts OLAF 
verbessern und reibungsloses Verhältnis zu seinem Überwachungsausschuss sicherstellen; Betrug, Korruption und 
Steuerhinterziehung bekämpfen und die von den Mitgliedstaaten unternommenen Anstrengungen zur Bekämpfung der 
organisierten Kriminalität unterstützen; europäischer Mehrwert öffentlicher Investitionen der EU; Effizienz von EU-
Agenturen; Evaluierung der finanziellen Ergebnisse der Union und die Berichterstattung darüber verbessern – einschließlich 
Folgemaßnahmen; Einhaltung der Haushaltsvorschriften bestmöglich kontrollieren; Fortschritte bei politischen Zielen 
überwachen; nationale Erklärungen verwenden; verschwenderische Ausgaben reduzieren; schädliche Auswirkungen 
europäischer Investitionen im Hinblick auf Standortverlagerungen; Möglichkeiten, auf Unregelmäßigkeiten schneller zu 
reagieren – Abhilfemaßnahmen verbessern und umsetzen; Möglichkeiten der Überprüfung der BNE-Daten der 
Mitgliedstaaten durch die Kommission und Eurostat verbessern und traditionelle Eigenmittel vor Betrug schützen – 
insbesondere im Hinblick auf die informelle Wirtschaft/Schattenwirtschaft. Inwieweit beabsichtigt Herr Oettinger, die von 
seiner Vorgängerin eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen? 

Ich werde dafür Sorge tragen, dass den Forderungen der Entlastungsbehörde, die von der Kommission in den vergangenen Jahren 
akzeptiert wurden, weiterhin in vollem Umfang nachgekommen wird. 
 
Die Kommission hatte seit 2014 bereits mehrmals Gelegenheit, dem Haushaltskontrollausschuss über die erzielten Fortschritte und die 
Maßnahmen Bericht zu erstatten, die getroffen wurden, um auf die Bedenken des Europäischen Parlaments einzugehen. 
 
Die Berichterstattung über die Fortschritte erfolgte im Rahmen der Jahresberichte der Kommission an das Europäische Parlament und den 
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Rat über die Folgemaßnahmen zur Entlastung (vgl. Bericht COM(2016) 674 über die Folgemaßnahmen zur Entlastung für das 
Haushaltsjahr 2014). Die Kommission hat bereits konkrete Schritte unternommen, um der großen Mehrzahl der Forderungen, die das 
Europäische Parlament im Rahmen des Entlastungsverfahrens 2014 gestellt hat, nachzukommen. Hierzu gehören neue Maßnahmen für 88 
Forderungen und laufende Maßnahmen für 227 Forderungen. 
 
Doch auch die Anhörungen zur Entlastung und andere Formen des Meinungsaustauschs im Europäischen Parlament, Antworten auf 
schriftliche Anfragen und andere Mitteilungen von Vizepräsidentin Georgieva und anderen Kommissionsmitgliedern zu ihren jeweiligen 
Ressorts, entweder im Rahmen des Entlastungsverfahrens oder auf Ad-hoc-Basis, trugen dazu bei. 
 
Dank der guten Zusammenarbeit mit dem Haushaltskontrollausschuss konnte die Kommission in den vergangenen Jahre wichtige 
Ergebnisse erzielen. Beispiele: 
 

- Was die Transparenz betrifft, so hat die Kommission im abgelaufenen Jahr mit der Veröffentlichung des sogenannten Integrierten 
Rechnungslegungspakets im Juli einen wichtigen Schritt unternommen. Es enthält wichtige Informationen zu Fragen der 
Leistungsorientierung und der Einhaltung der Vorschriften. 

- Zu den Themen Leistung und Kosten-Nutzen-Verhältnis umfasst dieses Paket die Management- und Leistungsbilanz (AMPR), die 
Informationen über den Fortgang der MFR-Programme 2014-2020 und die jüngsten verfügbaren Nachweise für die Ergebnisse der 
MFR-Programme 2007-2013 enthält. Die Kommission wird weiter an der Verbesserung der Leistungsqualität arbeiten. 

- Zur Einhaltung der Vorschriften ist festzustellen, dass neben der Tatsache, dass für die EU-Jahresrechnung im neunten Jahr in Folge 
eine einwandfreie Rechnungsführung attestiert wurde, auch die Senkung der vom EuRH in seinem Jahresbericht 2014 
ausgewiesenen Fehlerquote von 4,4 % auf 3,8 % im Jahresbericht 2015 ein positives Signal für die Interessenträger darstellt und 
zeigt, dass die Bemühungen der Kommission und der Mitgliedstaaten um eine Senkung der Fehlerquote erfolgreich sind. 

- Was die Leistung des OLAF anbelangt, so wurde das Amt seit 2012 umfassend umstrukturiert mit dem Ziel, seine 
Leistungsfähigkeit für unabhängige Untersuchungen zu stärken und sicherzustellen, dass ein Höchstmaß an Ressourcen für die 
aktive Betrugsbekämpfung eingesetzt wird. Die Untersuchungsleistung des OLAF konnte in den letzten Jahren deutlich verbessert 
werden, was bedeutet, dass das Amt Fälle schneller bearbeitet und mehr Untersuchungen eingeleitet und abgeschlossen werden als 
jemals zuvor. 

- Die Kommission hat bereits Maßnahmen getroffen, um ein reibungsloses Verhältnis zwischen dem OLAF und dem 
Überwachungsausschuss sicherzustellen. Insbesondere hat sie hierzu 2016 vorgeschlagen, die Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 883/2013 zu ändern, um die Unabhängigkeit des Sekretariats des Überwachungsausschusses noch stärker zu gewährleisten. 

- Die Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft und die Verabschiedung des Entwurfs einer Richtlinie über die strafrechtliche 
Bekämpfung von Betrug (PIF-Richtlinie) sind nach wie vor wichtige Prioritäten der Strategie der Kommission für die Stärkung des 
Strafrechts und für die Betrugsbekämpfung. 
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Die obige Auflistung der Maßnahmen ist nicht erschöpfend. Aus präventiver Sicht ist die Vereinfachung der Ausführung von EU-Mitteln 
ein wichtiges Element der Initiative für einen ergebnisorientierten EU-Haushalt. Die Rechtsvorschriften für den 
Programmplanungszeitraum 2014-2020 bieten umfangreiche Möglichkeiten für Vereinfachungen und die Reduzierung des 
Verwaltungsaufwands. Die Kommission praktiziert auch eine aktive Politik der Unterbrechung und Aussetzung von Zahlungen, sofern dies 
erforderlich ist. 
 
Was die Korrekturmaßnahmen betrifft, so belief sich der Gesamtbetrag der Finanzkorrekturen und Einziehungen im Jahr 2015 auf fast 
3,9 Mrd. EUR, was 2,7 % der geleisteten Zahlungen entspricht. Die Kommission legte zum Ende des Haushaltsjahres 2015 auch erstmals 
einen Ausblick auf die Risikobeträge zum Zeitpunkt des Abschlusses vor, d. h. eine konsolidierte Schätzung der nach Durchführung aller 
Korrekturmaßnahmen am Ende der Programme bestehenden Fehler. Dieser Ansatz trägt der Tatsache Rechnung, dass sich der 
Kontrollzyklus über mehrere Jahre erstreckt und mehr als ein Jahr der Finanzierung und Durchführung von Projekten umfasst. Der 
Risikobetrag zum Zeitpunkt des Abschlusses lag im Jahr 2015 für die verschiedenen Politikbereiche zwischen 0,8 % und 1,3 %. 
 
Ich bin ebenso wie die anderen Kommissionsmitglieder fest entschlossen, diese gute Zusammenarbeit fortzuführen und die Maßnahmen 
umzusetzen, die im Rahmen des Entlastungsverfahrens in den vergangenen Jahren vereinbart wurden.  

 

 
2. 

 
Vizepräsidentin Kristalina Georgieva nahm zu Beginn ihrer Vizepräsidentschaft ihre Arbeit im Hinblick auf die Initiative 
„Budget Focused on Results“ (BFOR - Ergebnisorientierter EU-Haushalt) auf. Das Europäische Parlament und insbesondere 
der Ausschuss für Haushaltskontrolle haben ihre Anstrengungen intensiv unterstützt und freuen sich auf den Übergang zu 
einer stärker leistungsorientierten Verwendung der EU-Haushaltsmittel. Glauben Sie, dass eine stärkere Leistungsbetonung 
erforderlich ist, und werden Sie als für den EU-Haushalt zuständiges Kommissionsmitglied die Bemühungen von 
Vizepräsidentin Georgieva fortführen, konkrete Schritte hin zu einer leistungsorientierten Haushaltsplanung zu 
unternehmen? 
 
Ich bin ein überzeugter Befürworter der Initiative für einen ergebnisorientierten EU-Haushalt. Der Nutzen, Mitglied unserer Union zu sein, 
wird mehr denn je infrage gestellt. Die positiven Auswirkungen unseres EU-Haushalts für die Menschen und Gemeinschaften sind eine 
Möglichkeit, den Mehrwert unserer Institutionen sehr konkret zu demonstrieren. Die Verknappung öffentlicher Mittel in Verbindung mit 
immer häufigeren und umfangreicheren Notfallsituationen hat unweigerlich dazu geführt, dass der Haushalt mehr leisten muss. In den 
vergangenen zwei Jahren hat die BFOR-Initiative die mit dem derzeitigen mehrjährigen Finanzrahmen eingeführten Möglichkeiten des 
Leistungsrahmens des EU-Haushalts genutzt, um die Leistungsfähigkeit unter Gewährleistung der weiteren Einhaltung der Vorschriften zu 
steigern. 
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Die Fortschritte im Bereich der leistungsorientierten Haushaltsplanung zeigen sich in allmählichen, aber wichtigen Verbesserungen. Ein 
Vergleich mit internationalen Praktiken zeigt, dass der Leistungsrahmen der EU gut ausgebaut ist und mit bewährten Praktiken auf 
internationaler Ebene im Einklang steht. Er ist so gestaltet, dass die Haushaltsbehörde regelmäßig über die Leistung und die erzielten 
Ergebnisse informiert wird. Er enthält auch Elemente der direkten ergebnisorientierten Haushaltsplanung wie die leistungsgebundene 
Reserve in den Kohäsionsfonds. Um dem Parlament bessere Leistungsangaben vorlegen zu können, wurde die entsprechende 
Berichterstattung dieses Jahr gestrafft und vereinfacht. Die jährliche Management- und Leistungsbilanz des EU-Haushalts wurde als Teil 
des erstmals 2016 veröffentlichten Integrierten Rechnungslegungspakets eingeführt. Dadurch werden nicht nur die Transparenz und die 
Rechenschaftspflicht verstärkt, sondern auch bessere Informationen über die mit dem EU-Haushalt erzielten Ergebnisse geliefert. 
 
Die Einhaltung der Vorschriften, ein ebenso wichtiger Punkt der BFOR-Agenda, konnte dank wirksamer Kontrollen verbessert werden, 
wodurch die geschätzte Fehlerquote im letzten Jahresbericht des Europäischen Rechnungshofs gesunken ist. Die Kommission ergänzt diese 
Informationen durch eine Schätzung der Wirksamkeit der Kontrollen während der gesamten Laufzeit von Programmen, wobei der 
Risikobetrag zum Zeitpunkt des Abschlusses als Indikator dient. 
 
Der dritte Aspekt hängt mit den anhaltenden Bemühungen um Vereinfachungen zusammen. Einfachere Vorschriften erhöhen die 
Wirksamkeit sowohl der Kontrollen als auch der Programme. Die Überprüfung des mehrjährigen Finanzrahmens, welche die Kommission 
2016 vorgelegt hat, wurde ebenso auf der Grundlage von Prinzipien der BFOR erstellt wie der Vorschlag für den Haushaltsplan 2017, der 
auf Informationen über die Leistung von Programmen unterschiedlicher Haushaltslinien beruhte. 
 
Schließlich ist mit einem leistungsorientierten EU-Haushalt nicht nur die Rechenschaftspflicht gegenüber der Haushaltsbehörde, sondern 
auch gegenüber einem breiteren Spektrum von Interessenträgern und vor allem gegenüber den europäischen Steuerzahlern verbunden. Mit 
der BFOR-Initiative wurde sichergestellt, dass die Leistungsangaben auf die jeweiligen Interessenträger zugeschnitten sind. Aus diesem 
Grund beabsichtige ich, die Praxis der jährlichen BFOR-Konferenzen beizubehalten. Bereits in meiner derzeitigen Funktion als 
Kommissionsmitglied für die digitale Wirtschaft und Gesellschaft habe ich die Erfahrung gemacht, wie wichtig es ist, Interessenträger 
zusammenzubringen, und wie dies die Rolle der EU-Organe stärken kann. Mein Eindruck ist, dass die BFOR-Konferenzen den politischen 
Dialog über die Leistung des EU-Haushalts vertieft haben und ein wichtiges Element für die Einführung von Verbesserungen und die 
Vorlage der Überprüfung des mehrjährigen Finanzrahmens waren. Die Treffen von Sachverständigen für leistungsorientierte 
Haushaltsplanung, die mit Vertretern der EU-Organe veranstaltet wurden, haben die BFOR-Initiative um wertvolle Analysen von 
Sachverständigen bereichert, die gemeinsame Wissensgrundlage über bewährte Praktiken erweitert und positive Wechselwirkungen von 
Disziplin, Rechenschaftslegung und Vertrauensbildung geschaffen. Schließlich wurden der breiten Öffentlichkeit mit der App „EU 
Results” leicht zugängliche Informationen über die mit dem EU-Haushalt erzielten Ergebnisse zur Verfügung gestellt, die Einblick in eine 
Vielzahl von Projekten in der gesamten Union geben. 
 
Ich bin fest entschlossen, die BFOR-Maßnahmen im Bereich der leistungsorientierten Haushaltsplanung mit konkreten Schritten 
fortzusetzen und dabei die Komplexität des bestehenden Leistungsrahmens zu thematisieren und die Verwendung von Leistungsangaben zu 
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optimieren. Aus den Erfahrungen der letzten zwei Jahre der BFOR-Initiative können wichtige Lehren für die Erstellung des neuen 
mehrjährigen Finanzrahmens, einschließlich der leistungsorientierten Haushaltsplanung für die neue Generation von Programmen, gezogen 
werden. Die Konzentration auf die Ausgabenbereiche, die Art und Weise, wie die Mittel des EU-Haushalts investiert werden und wie seine 
Leistung bewertet wird, sowie die Frage, wie wir über die erzielten Ergebnisse informieren, werden in diesem Zusammenhang relevante 
Leitgedanken bleiben.  

 
 

 
3. 

 
Verlässlichkeit der von den Mitgliedstaaten übermittelten Daten 
 
Der Europäische Rechnungshof hat in mehreren seiner Jahresberichte angemerkt, dass bei der Exaktheit der Daten, die der 
Kommission von den Mitgliedstaaten im Hinblick auf die geteilte Mittelverwaltung übermittelt werden, Verbesserungspotenzial besteht. 
Glauben Sie, die Kommission könnte mehr tun, um diese Situation zu verbessern? Wie werden Sie als für den Haushalt zuständiges 
Kommissionsmitglied dieses Problem angehen? 

Die Daten, welche die Mitgliedstaaten der Kommission im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung übermitteln, spiegeln die Ergebnisse 
von Kontrollen und Prüfungen auf nationaler Ebene wider. Die übermittelten Daten enthalten alle aufgedeckten Fehler. Die unabhängigen 
Prüfbehörden und bescheinigenden Stellen melden auch Mängel bei den Verwaltungs- und Kontrollsystemen. Aufgrund ihrer 
Aufsichtsfunktion arbeitet die Kommission ständig und kontinuierlich mit den Mitgliedstaaten zusammen und unterstützt sie bei der 
Verbesserung der Wirksamkeit ihrer Kontrollsysteme. Dies kann auch durch Aktionspläne geschehen, deren Umsetzung die 
Kommissionsdienststellen genau überwachen. Probleme, die sich nicht in einer frühen Phase durch diese Präventivmechanismen lösen 
lassen, können später durch die Abhilfemaßnahmen ausgeräumt werden, die der Kommission zum Schutz des EU-Haushalts zur Verfügung 
stehen (Unterbrechung und Aussetzung von Zahlungen, Finanzkorrekturen). 
 
Die Kommission wird den Mitgliedstaaten bei deren Bemühungen um eine Verbesserung und Konsolidierung ihrer Systeme weiterhin mit 
Orientierungshilfen, Beratung und Unterstützung zur Seite stehen. Hierzu gehört im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung auch die 
Validierung von an die Kommission übermittelten Daten durch Prüfbehörden/bescheinigende Stellen. 
 
All diese Fragen wurden auch im Zusammenhang mit dem Entlastungsverfahren mit den jeweiligen Kommissionsmitgliedern 
angesprochen, die sicherlich alle erforderlichen Erläuterungen abgegeben haben. 
 
Ich werde dafür Sorge tragen, dass die Generaldirektion Haushalt auch in Zukunft Orientierungshilfen, gegebenenfalls mit den 
notwendigen Anpassungen, dafür bereitstellen wird, wie die Generaldirektionen in den jährlichen Tätigkeitsberichten zuverlässig und 
kohärent über die Daten der Mitgliedstaaten Bericht zu erstatten haben.  
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4. 

 
Verbesserung der finanziellen Verwaltung der Kohäsionspolitik 
 
Herr Kommissar, die Kontrolle der Ausgaben im Rahmen der Kohäsionspolitik sollte sich nicht allein darauf beschränken, 
Unregelmäßigkeiten festzustellen und zu sanktionieren. Die Kontrolle sollte dazu dienen, Informationen zu den Gründen für 
Unregelmäßigkeiten einzuholen sowie Daten darüber zu erheben, in welchen Bereichen bewährte Praktiken angewandt werden. 
Welche Lösungen würden Sie folglich – insbesondere in Fällen von Unregelmäßigkeiten nicht betrügerischer Art – vorschlagen, um 
die Mittel der Kohäsionspolitik zu kontrollieren und einzusetzen? 

Ich bin ebenfalls der Auffassung, dass die Kommission den Schutz des EU-Haushalts nicht nur durch Korrektur-, sondern auch durch 
Präventivmaßnahmen sicherstellen sollte. 
 
Im Bereich der Kohäsionspolitik hat die Kommission bereits derartige Präventivmaßnahmen getroffen, um das Auftreten von Fehlern zu 
verhindern. 
 
Sie hat den Mitgliedstaaten umfangreiche Orientierungshilfen an die Hand gegeben, bewährte Verfahren mit ihnen ausgetauscht, 
Schulungen und Seminare veranstaltet und neue Instrumente wie Checklisten für Kontrollen bereitgestellt, die systematisch mit den 
nationalen Prüfbehörden geteilt werden, und ein Risikobewertungsinstrument (Arachne) entwickelt, mit dem Betrugsrisiken, insbesondere 
Korruption bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, leichter verhindert und aufgedeckt werden können. 
 
Besonderes Augenmerk galt der Vergabe öffentlicher Aufträge und der Einhaltung der Vorschriften über staatliche Beihilfen. Hierfür 
wurden unter Einbeziehung der verschiedenen GDs Aktionspläne aufgelegt, mit denen die Fehlerursachen beseitigt werden sollen. Die 
Kommission hat sich auch nachdrücklich für die Verwendung der sehr viel weniger fehleranfälligen vereinfachten Kostenoptionen 
ausgesprochen. 
 
Die Kommissionsdienststellen haben gezielte Maßnahmen eingeführt, um die Mitgliedstaaten bei der Verbesserung ihrer 
Verwaltungskapazität zu unterstützen. Folgende Maßnahmen wurden bereits umgesetzt oder sind noch im Gang: 
 

- ein Peer-to-Peer-Austausch von Fachwissen zwischen den Programmverwaltungsbehörden („TAIEX REGIO PEER 2 PEER“), 
 

- ein an Verwaltungsbehörden, bescheinigende Stellen, Prüfbehörden sowie zwischengeschaltete Stellen gerichtetes Programm für 
strategische Schulungen über die Umsetzung der neuen Verordnungen, 
 

- ein Kompetenzrahmen für die effiziente Verwaltung und Durchführung des EFRE und des Kohäsionsfonds, 
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- spezielle Workshops in den am stärksten betroffenen Ländern über die Durchführung wirksamer und verhältnismäßiger Betrugs-
/Korruptionsbekämpfungsmaßnahmen mit dem Ziel, für Risiken zu sensibilisieren und die Akzeptanz von Präventivmaßnahmen zu 
verbessern, 

 
- Pilotprojekt für Integritätspakte in Zusammenarbeit mit Transparency International. 

 
Die gemeinsamen Bemühungen der Kommission und der Mitgliedstaaten sind erfolgreich. Laut dem Jahresbericht 2015 des Europäischen 
Rechnungshofs haben die Prüfungen seit 2009 gezeigt, dass die Fehlerquote für den Programmplanungszeitraum 2007-2013 deutlich 
niedriger war als für den Programmplanungszeitraum 2000-2006. 
Im Programmplanungszeitraum 2014-2020 werden die Bemühungen, die Fehlerquote von Anfang an weiter zu senken, fortgesetzt. Hierzu 
wird ein neues, verbessertes Assurance-Modell eingeführt, das den Mitgliedstaaten stärkere Anreize für die Vermeidung und Berichtigung 
von Fehlern bietet. In Fällen, in denen die nationalen Behörden schwerwiegende Mängel im Verwaltungs- und Kontrollsystem nicht 
erkannt haben, muss die Kommission beispielsweise Nettofinanzkorrekturen vornehmen. Die Kommission wird die Mitgliedstaaten auch 
künftig bei der Umsetzung dieser neuen Systeme unterstützen und Vereinfachungsmaßnahmen wie vereinfachte Kostenoptionen weiter 
fördern. 
 

  
Jüngste Äußerungen von Herrn Oettinger 
 

 
5. 

 
Am 26. Oktober 2016 hielt Kommissar Oettinger in Hamburg eine Rede, in der er ausdrücklich oder implizit diskriminierende 
Bemerkungen über Chinesen, Frauen und LGBTI-Personen machte. Das zukünftige Ressort wird auch Personalangelegenheiten 
umfassen. Kann der Herr Kommissar erläutern, wie er im Bereich der Personalangelegenheiten Vielfalt insbesondere im Hinblick auf 
ethnische Minderheiten, Frauen und LGBTI-Personen fördern und seine Glaubwürdigkeit diesbezüglich wiedererlangen will? 
 
Ich bedaure zutiefst, dass die Wortwahl in meiner Rede für manche möglicherweise verletzend war. Das war nicht meine Absicht. Ich bin 
fest davon überzeugt, dass die Vielfalt eine Stärke ist und einen zentralen Grundwert des europäischen Projekts darstellt. Menschen zu 
achten, die anders sind, und festzustellen, wie Vielfalt unsere Sichtweise bereichern kann, ist eine Erfahrung, die ich während meiner 
gesamten politischen Karriere und vor allem in den europäischen Institutionen gemacht habe.  

Die öffentliche Verwaltung in ganz Europa muss stärker auf die Menschen ausgerichtet sein, in deren Dienst sie steht, und die vielfältige, 
komplexe Gesellschaft, in der wir leben, widerspiegeln. Meiner Überzeugung nach sollte die Europäische Kommission hierbei keine 
Ausnahme sein. Die Gesellschaft entwickelt sich ständig weiter und dasselbe muss auch für unsere Arbeitsweise bei der Kommission 
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gelten. Für mich hat Priorität, dass unsere Mitarbeiter Vielfalt repräsentieren und flexibel sind und dass wir all unsere Talente bestmöglich 
einsetzen sowie das Potenzial jedes Einzelnen nutzen.  

Seit 1988 hat die Kommission Aktionsprogramme aufgelegt, um Chancengleichheit zu gewährleisten, wobei es ursprünglich vor allem um 
die Gleichstellung der Geschlechter ging. Hier hat die Europäische Kommission erhebliche Fortschritte zu verzeichnen. Sie beschäftigt 
heute wesentlich mehr Frauen, derzeit machen sie rund 55 % des gesamten Personalbestands aus. 

Ich vertrete jedoch die Auffassung, dass der Kommission als Initiatorin und Hüterin der Rechtsvorschriften zur Gewährleistung der 
Chancengleichheit für die europäischen Bürgerinnen und Bürger eine besondere Verantwortung zukommt, und ich begrüße die 
Aufmerksamkeit, die das Parlament diesen Fragen widmet. Ich möchte sicherstellen, dass die Kommission in Bezug auf Vielfalt und 
Inklusion zu den Besten gehört.  

Ich beabsichtige, in den kommenden Monaten eine Mitteilung zu Vielfalt und Inklusion vorzulegen, in der die wichtigsten Maßnahmen 
aufgeführt sind, die die Europäische Kommission bis 2019 ergreifen möchte, um Vielfalt und Inklusion unter ihren Bediensteten zu 
fördern. Ich werde nicht nur gewährleisten, dass die Mitteilung rasch fertiggestellt wird, sondern ich werde auch sicherstellen, dass die 
vorgeschlagenen Maßnahmen in vollem Umfang umgesetzt werden, sobald sie in Kraft sind. 

Einfach gesagt: ein vielfältiges und inklusives Arbeitsumfeld für unsere Mitarbeiter wird dazu führen, dass die Kommission bessere 
Ergebnisse erzielt. Es verstößt nicht nur gegen das Statut, sondern ist auch wirtschaftlich gesehen nicht sinnvoll, Bewerber und Mitarbeiter 
nicht anhand ihrer Fähigkeiten und Kompetenzen, sondern beispielsweise aufgrund von Geschlecht, sexueller Orientierung, Rasse, 
Hautfarbe, ethnischer oder sozialer Herkunft zu beurteilen. Die Förderung der Vielfalt und die Schaffung eines derartigen inklusiven 
Umfelds sind daher die grundlegenden Instrumente, wenn wir attraktiv für die besten Mitarbeiter sein und den besten Dienst erbringen 
wollen. Wir dürfen nicht vergessen, wer die für uns wichtigsten Akteure sind – die europäischen Bürgerinnen und Bürger, die wir vertreten 
und deren Vertrauen wir uns erhalten müssen. In dem Maße, indem wir die Vielfalt Europas widerspiegeln und unser Potenzial voll 
ausschöpfen, werden die Bürgerinnen und Bürger sich unserer Arbeit stärker verbunden fühlen und werden wir besser in der Lage sein, den 
Bedürfnissen aller Rechnung zu tragen. 

Ich meine damit mehr als nur die reine Einhaltung von Vorschriften und bin fest entschlossen, die Werte der Vielfalt und Inklusion in 
vollem Umfang zu einem Teil der Kommissionskultur zu machen. Wir sollten uns um eine Arbeitskultur bemühen, in der sich niemand 
gezwungen fühlt, einen Teil seiner Identität aus Angst vor Diskriminierung zu verbergen. Die Sensibilisierung für Vielfalt und Inklusion ist 
von grundlegender Bedeutung. Dasselbe gilt auch für die Abhilfe und ich werde die systematische Weiterverfolgung von Fällen der 
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Diskriminierung, Ungleichheit oder Intoleranz unterstützen.  

Eine weitere Priorität wird für mich die Erfüllung der Zielvorgabe eines Frauenanteils von 40 % in Führungspositionen bis 2019 sein, die 
der Präsident zu Beginn des Mandats der Kommission festgesetzt hat. Wir haben bereits gute Fortschritte erzielt, vor allem in Bezug auf 
den Anteil von Frauen in Positionen der höheren Führungsebene. Mir ist jedoch sehr wohl bewusst, dass noch viel zu tun bleibt, bis wir die 
Zielvorgabe von 40 % erreicht haben. Ich beabsichtige, die Fortschritte im Hinblick auf das Ziel von 40 % genau zu beobachten und 
sicherzustellen, dass alle Kommissionsdienststellen wirksam dazu beitragen. Außerdem sehe ich Bedarf an Maßnahmen, um vorhandenes 
weibliches Talent bestmöglich einzusetzen und die Zahl der Bewerberinnen um Positionen der höheren und mittleren Führungsebene zu 
erhöhen. Zu diesen Maßnahmen zählen beispielsweise Fortbildungen, Mentoringprogramme und flexible Arbeitsformen. 

 
 

6. 
 
Diskriminierungsfreiheit und Gleichberechtigung gehören zu den grundlegenden Werten der Europäischen Union. Um die 
Glaubwürdigkeit und Legitimität der Europäischen Union zu gewährleisten, muss die Kommission diese Werte als etwas 
Ganzheitliches, das sich durch alle ihre Arbeiten sowie ihre interne Verwaltung und Personalpolitik zieht, vertreten und 
verteidigen. Der Schutz gefährdeter Gruppen vor Hass, Diskriminierung und Gewalt innerhalb der Kommission ist von 
zentraler Bedeutung.  
 
Wie möchte die Kommission zukünftig den Verhaltenskodex sicherstellen und welche Instrumente wurden eingerichtet, 
damit die Kommission Sanktionen gegen Kommissionsmitglieder oder -bedienstete erlassen kann, die rassistische 
Äußerungen oder Hassreden, einschließlich homophober und transphober Hassreden, tätigen? Wie möchte die Kommission 
dafür sorgen, dass ihre Mitglieder und Bediensteten die Werte der EU vertreten, die etwa in der Charta der Grundrechte 
verankert sind? 
 
Wird sich die Kommission im Zusammenhang mit der Ernennung ihres für Personalangelegenheiten zuständigen Mitglieds 
eindeutig zu einer internen Personalpolitik verpflichten, mit der für uneingeschränkte Diskriminierungsfreiheit im Hinblick 
auf alle in den EU-Verträgen und der Rechtsprechung genannten Aspekte gesorgt und Vielfalt gefördert wird, damit ein 
tatsächlich inklusives Arbeitsumfeld für das gesamte Personal einschließlich LGBTI-Personen geschaffen wird? 
 
Welche Reform ihrer internen Personalpolitik beabsichtigt die Kommission, um ein vollständig inklusives Arbeitsumfeld für 
das gesamte Personal einschließlich LGBTI-Personen zu gewährleisten? 
 
Ich teile vollauf die Ansicht, dass Nichtdiskriminierung und Gleichberechtigung zu den grundlegenden Werten der Europäischen Union 
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gehören. Die Kommission verfügt bereits über einen Rechtsrahmen, der diese Werte schützt, aber ich möchte noch mehr tun. Die 
Kommissionsmitglieder sind zur Wahrung der europäischen Werte verpflichtet. Zu Beginn ihrer Amtszeit geloben die 
Kommissionsmitglieder feierlich vor dem Gerichtshof, die EU-Verträge und die Charta der Grundrechte der Europäischen Union zu 
achten, ihre Tätigkeit in voller Unabhängigkeit im allgemeinen Interesse der Union auszuüben und während ihrer Amtstätigkeit sowie nach 
deren Ablauf ihre Pflichten zu erfüllen. Präsident Juncker hat wiederholt auf die feste politische Zusage des gesamten Kollegiums 
hingewiesen, die Charta in allen EU-Politikbereichen, für die die Kommission zuständig ist, zu beachten und einzuhalten. 

Was mögliche Sanktionen im Zusammenhang mit den Pflichten der Kommissionsmitglieder betrifft, so ist jeder Fall durch den derzeitigen 
Rechtsrahmen bereits geregelt: 

- Gemäß Artikel 17 Absatz 6 EUV sowie Nummer 2.1 des Verhaltenskodex für Kommissionsmitglieder legt ein Mitglied der 
Kommission sein Amt nieder, wenn es vom Präsidenten dazu aufgefordert wird. Zudem kann das Europäische Parlament den 
Kommissionspräsidenten gemäß der Rahmenvereinbarung auffordern, einem Mitglied der Kommission das Vertrauen zu entziehen, in 
welchem Fall der Präsident entweder den Rücktritt des entsprechenden Mitglieds fordert oder seine Weigerung, dies zu tun, erläutert. 

- Gemäß den Artikeln 245 und 247 AEUV kann der Gerichtshof im Fall einer schwerwiegenden Pflichtverletzung auf Antrag des 
Rates oder der Kommission ein Mitglied der Kommission des Amtes entheben oder ihm seine Ruhegehaltsansprüche oder andere an ihrer 
Stelle gewährte Vergünstigungen aberkennen.  

- Die Kommission kann geringfügige Verstöße, die wahrscheinlich nicht dem Gerichtshof unterbreitet werden, öffentlich 
missbilligen.  

Die Kommission hält sich an einen eindeutigen Rechtsrahmen, der in ihrem Statut niedergelegt ist und der Kontrolle des Gerichtshofs 
unterliegt. Sie ist verpflichtet, die Bestimmungen des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen in vollem Umfang umzusetzen. 

Die Grundwerte der Nichtdiskriminierung sind im Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, in der Charta der Grundrechte 
und im Statut verankert. So ist die Kommission insbesondere nach Artikel 10 AEUV verpflichtet, die Diskriminierung in allen 
Politikbereichen einschließlich ihrer eigenen Personalpolitik zu bekämpfen. 

Ich beabsichtige jedoch, diesen Rechtsrahmen durch interne Leitlinien zu ergänzen, in denen konkret dargelegt wird, wie die Werte der 
Chancengleichheit und der Nichtdiskriminierung, die im Zentrum des europäischen Projekts stehen, intern Anwendung finden sollten. 
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Daher plane ich die Annahme einer Mitteilung zu Vielfalt und Inklusion.  

Ergänzend zu den in der Mitteilung niedergelegten regulatorischen Maßnahmen wird die strikte Einhaltung des Grundsatzes der 
Nichtdiskriminierung auch durch eine Reihe von Sensibilisierungsmaßnahmen und eine systematische Weiterverfolgung von Fällen der 
Diskriminierung, Ungleichheit oder Intoleranz gewährleistet. 

Mitglieder und Bedienstete der Kommission genießen gleichermaßen das Recht auf freie Meinungsäußerung. Natürlich ist es im 
öffentlichen Interesse geboten, dass dieses Recht vorbehaltlich gewisser legitimer Einschränkungen in Bezug auf die Pflicht zu Loyalität, 
Unparteilichkeit und Diskretion ausgeübt wird. 

Rassismus oder Hetze, darunter auch homophobe oder transphobe Hetze, müssen energisch verurteilt und bekämpft werden.  Die 
Kommission sollte nicht nur ihren Bediensteten bewusst machen, dass sie ihre ethischen Pflichten erfüllen müssen, und durch 
kontinuierliche Information und Sensibilisierungskampagnen Prävention leisten, sondern dies sollte auch durch glaubwürdige und 
abschreckende Disziplinarmaßnahmen bei Verstößen gegen die Vorschriften untermauert werden.   

Für die Mitglieder der Kommission sind die Pflichten und Sanktionsmöglichkeiten im AEUV (Artikel 245 und 247) festgelegt und im 
Verhaltenskodex für Kommissionsmitglieder präzisiert. Für die Bediensteten ist im Statut ein breite Palette möglicher Sanktionen wegen 
Fehlverhaltens vorgesehen, die von einer Verwarnung über die Einstufung in eine niedrigere Besoldungsgruppe bis zu  – in den 
schwerwiegendsten Fällen – Entlassung und/oder Kürzung des Ruhegehalts reichen. Die Kommission hat eigens ein Amt (das 
Untersuchungs- und Disziplinaramt) eingerichtet, das sich mit Fällen befasst, in denen Bedienstete offenbar ihre Pflichten verletzt haben. 
Sanktionen werden nach gründlichen Verfahren verhängt, die die Achtung des Verteidigungsrechts gewährleisten.  

Für Bedienstete, die LGBTI-Personen sind, gilt der Grundsatz der Nichtdiskriminierung uneingeschränkt. Der aktuelle Rechtsrahmen wird 
diesem Grundsatz sowohl durch seine Bestimmungen als auch durch die Art seiner Anwendung in vollem Umfang gerecht. Wie bereits 
gesagt sollte das Arbeitsumfeld der Kommission wahrhaft inklusiv sein und niemand sollte sich gezwungen fühlen, aus Angst vor 
Diskriminierung einen Teil seiner Identität zu verbergen. Mir sind die Sorgen der Bediensteten, die LGBTI-Personen sind, vollauf bewusst 
und ich versichere sie meiner Bereitschaft, ihnen zuzuhören und sie zu unterstützen, insbesondere durch einen regelmäßigen Austausch mit 
den LGBTI-Vereinigungen.  
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7. 

 
Halten Sie vor dem aktuellen Hintergrund intensiver Verhandlungen mit China, die eine Reihe sensibler Fragen umfassen, die 
an Fremdenfeindlichkeit grenzenden Kommentare, die von einem Kommissionsmitglied an die chinesischen 
Verhandlungspartner gerichtet wurden, für einen konstruktiven Beitrag zur Verhandlungsposition der EU? 
 
Die Verhandlungen mit China wurden sicher nicht durch eine meiner Äußerungen beeinträchtigt. Ich möchte betonen, dass ich es sehr 
bedaure, dass meine Rede den Eindruck von mangelndem Respekt gegenüber dem chinesischen Volk erweckt hat. 

Während meiner Amtszeit bei der Kommission und zuvor in meinen unterschiedlichen Funktionen in Baden-Württemberg habe ich großes 
Interesse an der wirtschaftlichen Entwicklung der Volksrepublik China und großen Respekt vor der Dynamik der chinesischen Wirtschaft 
gezeigt. Ich stand mehrfach in einem furchtbaren Austausch mit Vertretern der Volksrepublik China und chinesischen Unternehmen, unter 
anderem bei Besuchen in Peking. Auch habe ich aktiv zum Dialog zwischen der EU und China beigetragen und stets betont, dass China ein 
Partner und ernsthafter Wettbewerber ist. Die Verhandlungen mit China müssen positive Ergebnisse für beide Seiten zeitigen. Aus diesem 
Grund habe ich gleiche Wettbewerbsbedingungen im Hinblick auf ausländische Investitionen gefordert. Chinesische Unternehmen sollten 
europäische kaufen können und europäische Unternehmen sollten chinesische kaufen können.  

 
 

 
8. 

 
Haben Sie dem Leiter der chinesischen Vertretung bei der EU im Hinblick auf diesen Vorfall ein offizielles Entschuldigungsschreiben 
gesandt, und wenn ja, kann dieses Schreiben von CONT-Mitgliedern eingesehen werden? 
 
Ich habe es bedauert, dass meine Wortwahl in der Rede Unmut hervorgerufen und möglicherweise sogar Menschen verletzt hat. Das war 
nicht meine Absicht und ich habe mich dafür entschuldigt. Ich habe kein offizielles Entschuldigungsschreiben gesandt. 
 
 
 

  
Beziehungen zu Interessengruppen  
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9. 

 
Am 18. Mai 2016 flog das Kommissionsmitglied Oettinger in einem Privatjet des deutschen Geschäftsmanns und Lobbyisten 
Klaus Mangold von Brüssel nach Budapest. Zwar hat der Präsident der Kommission festgestellt, dass es sich bei diesem Flug 
nicht um ein Treffen gehandelt hat, das unter die Ethik- und Transparenzregeln der EU fällt – könnten Sie dennoch erläutern, 
wie Sie selbst den Sachverhalt sehen, insbesondere angesichts der Tatsache, dass es unwahrscheinlich ist, dass die Gespräche 
während der zweistündigen Flugreise mit Herrn Mangold keinen Bezug zu den Arbeiten der Kommission hatten. Können Sie 
die Stelle im Verhaltenskodex angeben, an der gemeinsame Reisen mit nicht registrierten Lobbyisten von der Kategorie 
„Treffen“ ausgeschlossen werden? Könnten Sie uns ferner eine umfassende Aufstellung sämtlicher übriger Fälle von 
Beeinflussung durch Lobbyisten geben, die Ihrer Ansicht nach nicht als „Treffen“ angesehen werden? Welche Schritte haben 
Sie unternommen, um zukünftig das Auftreten von Interessenkonflikten zu vermeiden? 
 
Die Europäische Kommission steht in Kontakt mit einem breiten Spektrum von Gruppen und Organisationen, die spezifische Interessen 
vertreten. Dies ist ein legitimes und notwendiges Element des Entscheidungsprozesses, durch das sichergestellt wird, dass die politischen 
Maßnahmen der EU die wirklichen Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger widerspiegeln. Der Entscheidungsprozess muss transparent 
sein, um eine angemessene Kontrolle zu gewährleisten und sicherzustellen, dass die Organe der Union ihrer Rechenschaftspflicht 
nachkommen. 
 
Im Verhaltenskodex für Kommissionsmitglieder ist der Begriff „Treffen“ nicht definiert. Dafür ist er in Artikel 2 Buchstabe a des 
Beschlusses C(2014)9051 der Kommission definiert: „Treffen: auf Initiative einer Organisation oder selbstständigen Einzelperson oder 
eines Kommissionsmitglieds und/oder eines Mitglieds seines Kabinetts veranstaltete bilaterale Zusammenkunft zur Erörterung von Fragen 
der Politikgestaltung und -umsetzung in der Union. Zusammenkünfte im Rahmen eines in den Verträgen oder in Rechtsakten der Union 
festgelegten Verwaltungsverfahrens, das unter die unmittelbare Verantwortung des Kommissionsmitglieds fällt, sowie Begegnungen rein 
privater oder gesellschaftlicher Natur oder spontane Begegnungen fallen nicht unter diesen Begriff;“  
 
Kontakte mit Lobbyisten sind im Lichte dieser Definition zu betrachten, um von Fall zu Fall zu bestimmen, welche nicht unter diese 
Definition fallen. In diesem speziellen Fall hatten weder Herr Mangold noch ich um ein Treffen gebeten. Die Beförderungsmittel wurden 
von den ungarischen Behörden arrangiert. 
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10. 

 
Haben Sie überprüft, ob die Kosten eines Flugs von Brüssel nach Budapest an Bord des Privatflugzeugs eines Lobbyisten im 
Einklang mit dem zulässigen Höchstwert für Geschenke von 150 EUR stehen? 
 
Gemäß dem Verhaltenskodex („Wenn Kommissionsmitglieder auf eine Einladung hin an Veranstaltungen teilnehmen, bei der sie die 
Institution repräsentieren, wird dies nicht als Annahme von Gastfreundschaft angesehen“) reiste ich als Kommissar in offizieller Mission 
nach Budapest, wobei die Beförderungsmittel von der ungarischen Regierung vorgeschlagen wurden. Daher standen die 
Beförderungsmittel im Zusammenhang mit dem offiziellen Auftrag und können nicht als Geschenk angesehen werden, das einen Vorteil 
mit einem Geldwert beinhaltet hätte. 
 
 

 
11. 

 
Herr Günther Oettinger reiste am 18. Mai 2016 an Bord des Privatjets von Herrn Klaus Mangold, eines nicht registrierten 
Lobbyisten, zu einer Konferenz über autonom fahrende Autos. Das Treffen und die Reise mit Herrn Mangold waren nicht in 
seinem Kalender veröffentlicht worden.  
 
Nach Aussage des Kommissionssprechers Margaritis Schinas ist Herr Mangold nicht mit digitalen Fragestellungen befasst 
und es handelt sich dabei nicht um ein Treffen zu Lobbyzwecken. Die ungarische Regierung erklärte, dass Herr Mangold um 
Mithilfe bei der Organisation der Konferenz über autonom fahrende Autos gebeten wurde, was darauf hindeutet, dass er mit 
Herrn Oettingers Ressort befasst ist.  
 
Videoaufnahmen und Fotos zeigen, dass Herr Mangold und Herr Oettinger die Konferenz über autonom fahrende Autos in 
der Technischen Universität Budapest am 19. Mai gemeinsam besuchten. 
 
Die ungarische Regierung erklärte, dass Herr Mangold um Mithilfe bei der Organisation der Konferenz über autonom 
fahrende Autos gebeten wurde. Warum hat die Kommission dies bestritten? 
 
Wenn Herr Mangold nicht mit digitalen Fragestellungen befasst ist, warum war er dann bei einem Treffen mit Herrn Orbán 
anwesend? 
 
Könnten Sie erläutern, inwiefern die Stellungnahme von Margaritis Schinas im Einklang mit Artikel 1 des Beschlusses der 
Kommission vom 25.11.2014 über die Veröffentlichung von Informationen über Treffen zwischen Generaldirektoren der 
Kommission und Organisationen oder selbstständigen Einzelpersonen (C(2014) 9048) steht? 
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Wie wählt Herr Oettinger seine Reisebegleiter aus, die nicht in seinem Bereich arbeiten? 
 
Wie von der ungarischen Regierung dargelegt, berät Herr Mangold zu verschiedenen Themen, auch hinsichtlich der Organisation von 
Konferenzen. Die Einladung an mich zur Teilnahme an der Konferenz erhielt ich von Herrn Mihály Varga, dem ungarischen Minister für 
nationale Wirtschaft, der betonte, dass die Konferenz von der ungarischen Regierung veranstaltet wird. Herr Mangold hatte die ungarische 
Regierung hinsichtlich der Organisation der Konferenz beraten. 
 
Fragen in Bezug auf die Teilnahme von Herrn Mangold sollten an die ungarische Regierung gerichtet werden, da er nicht zur Delegation 
der Kommission gehörte. 
 
Gemäß dem Beschluss C(2014)9051 der Kommission „veröffentlichen die Kommissionsmitglieder Informationen zu sämtlichen Treffen, 
die von ihnen und Mitgliedern ihres Kabinetts mit Organisationen oder selbstständigen Einzelpersonen zu Fragen der Politikgestaltung und 
-umsetzung in der Union veranstaltet werden.“ Der Begriff „Treffen“ wird als eine „ auf Initiative einer Organisation oder selbstständigen 
Einzelperson oder eines Kommissionsmitglieds und/oder eines Mitglieds seines Kabinetts veranstaltete bilaterale Zusammenkunft zur 
Erörterung von Fragen der Politikgestaltung und -umsetzung in der Union“ definiert. Weder hat Herr Mangold um ein Treffen zur 
Erörterung etwaiger Fragen der Politikgestaltung und -umsetzung in der EU ersucht, noch habe ich Herrn Mangold um eine 
Zusammenkunft zur Erörterung solcher Themen gebeten. 
 
Die Beförderungsmittel für die Reise nach Budapest wurden von der ungarischen Regierung vorgeschlagen. Ich habe daher keine 
Reisebegleiter ausgewählt. Abgesehen von den Mitgliedern meines Personals wähle ich generell keine Reisebegleiter aus, gleich ob sie in 
meinem Bereich tätig sind oder nicht. 
 
 

 
12. 

 
Mit über 270 Treffen mit Wirtschaftsvertretern von insgesamt 336 Treffen mit Interessenvertretern seit Dezember 2014 
führt Herr Kommissar Oettinger die Liste der Kommissionsmitglieder, die sich mit Lobbyorganisationen der Industrie 
treffen, ganz eindeutig an. Weniger als 10 % der bisherigen Treffen waren Treffen mit NGOs. Wie möchte Herr Kommissar 
Oettinger in seiner neuen Position einen ausgewogenen Zugang zu verschiedenen Interessenträgergruppen sicherstellen? 
 
Allzu oft wird behauptet, dass die Einrichtungen der EU kein offenes Ohr für die Anliegen der normalen Bürgerinnen und Bürger und der 
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Unternehmen haben. Ich stehe in Kontakt mit einem breiten Spektrum von Gruppen, Verbänden, nichtstaatlichen Organisationen und 
Unternehmen, die spezifische Interessen vertreten. Dies ist ein legitimes und notwendiges Element des Entscheidungsprozesses, durch das 
sichergestellt wird, dass die EU ausgewogene Maßnahmen trifft, die einen Mehrwert darstellen und die wirklichen Bedürfnisse der 
Bürgerinnen und Bürger widerspiegeln. Die Zahl der Treffen impliziert in keiner Weise einen bestimmten Grad der Beeinflussung des 
Entscheidungsprozesses der Kommission, denn ich komme meinen Pflichten in voller Unabhängigkeit und im allgemeinen Interesse der 
Union nach. Treffen mit Vertretern der Wirtschaft waren beispielsweise ein wesentlicher Faktor bei der Digitalisierung der europäischen 
Industrie und haben das Bewusstsein dafür geschärft, dass sich die europäischen Unternehmen umstrukturieren und die Chancen des 
digitalen Binnenmarkts wahrnehmen müssen, um wettbewerbsfähig zu bleiben. Der Entscheidungsprozess muss transparent sein und eine 
ordnungsgemäße Kontrolle ermöglichen. 
 
Angesichts der Bandbreite der in mein Ressort fallenden Angelegenheiten spiegeln die im Register aufgeführten Treffen eine ausgewogene 
Verteilung zwischen a) erbetenen und b) beantragten Treffen wider. NGOs haben nicht in demselben Maße Treffen beantragt wie Verbände 
und Unternehmen. Dennoch habe ich soweit wie möglich digitale Fragen mit Verbraucherorganisationen, NGOs oder Vertretern der 
„Online-Community“ erörtert. 
 
In meiner neuen Position werde ich mit einem breiten Spektrum von Interessengruppen zusammenarbeiten und ein offenes Ohr für die 
Sorgen aller Teile der Gesellschaft und Wirtschaft haben. Ich bin offen für Treffen mit Verbänden und NGOs je nach meiner Verfügbarkeit 
und der Relevanz der geplanten Treffen sowie unter Einhaltung aller geltenden Bestimmungen. 
 

 
 

13. 
 
Das Haushaltsressort unter der früheren Kommissarin Kristalina Georgieva war das Ressort, in dem es bisher zum 
geringsten Anteil an Lobbying in Form von geplanten hochrangigen Treffen gekommen ist. In der Vergangenheit war Herr 
Kommissar Oettinger bekannt dafür, Lobbygruppen außerhalb seines eigenen Ressorts zu treffen (siehe Treffen mit VW im 
Zusammenhang mit dem Emissionsskandal). Wie möchte Herr Kommissar Oettinger in seiner neuen Position im Hinblick auf 
Treffen mit externen Interessenträgern weiter vorgehen? 
 
Das Ressort „Haushalt und Humanressourcen“ ist für ein breites Spektrum von Vertretern spezifischer Interessen relevant, die ihre 
Anliegen mit Recht vorbringen. Dazu gehören insbesondere die Mitgliedstaaten und die regionalen Regierungen (es ist zu beachten, dass 
Treffen mit institutionellen Vertretern nicht unter die Transparenzverpflichtungen gemäß dem Beschluss C(2014)9051 der Kommission 
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fallen), aber auch NGOs, die Zivilgesellschaft und Unternehmen. Daher gehört es zu den wesentlichen und legitimen Aufgaben des 
zuständigen Kommissionsmitglieds, zuzuhören und mit diesen Vertretern zu interagieren, um eine ausgewogene Politik der EU 
sicherzustellen. Darüber hinaus ist es wichtig, dass jedes Mitglied der Kommission, einschließlich meiner selbst, gut über eine Vielzahl von 
Fragen informiert ist, um einen aktiven Beitrag zum Entscheidungsprozess des Kollegiums leisten zu können.  
 
 
 

 

 
14. 

 
Ethik und Integrität 
 
Die Kommissarin Kristalina Georgieva war auch für die Leitung des Personals der Kommission zuständig, worunter die 
Überwachung des Verhaltenskodex für EG-Bedienstete fällt. Kann Herr Kommissar Oettinger nach den jüngsten persönlichen 
Skandalen (seine Rede in Hamburg am 26. Oktober 2016, sein Flug in einem Privatjet von Klaus Mangold am 18. Mai 2016) 
eine Begründung dafür geben, warum er die beste Wahl für die Leitung der Kommission in diesem Bereich ist? Welche 
konkreten Maßnahmen möchte Herr Kommissar Oettinger ergreifen, um das Management der Ethik und Integrität der 
Kommission zu verbessern? 
 
Nach Artikel 17 Absatz 6 Buchstabe b EUV beschließt der Präsident der Kommission über die interne Organisation der Kommission. 
Präsident Juncker hat mich gebeten, die Nachfolge von Vizepräsidentin Georgieva anzutreten. Ich werde hierfür all meine Erfahrung 
einsetzen und mich diesen neuen und wichtigen Aufgaben mit aller Hingabe stellen. Dies impliziert eine ständige enge Zusammenarbeit 
mit dem Europäischen Parlament und insbesondere mit den zuständigen Ausschüssen. 

Im Hinblick auf ein verbessertes Management der Ethik und Integrität der Kommission bin ich überzeugt, dass der derzeitige 
Rechtsrahmen und die Verfahren für ihre Überwachung bereits fundierte und wirksame Instrumente darstellen. Allerdings muss eine 
optimale Erfüllung aller ethischen Anforderungen angestrebt werden. Dies geht mit regelmäßigen Sensibilisierungsmaßnahmen und 
Schulungen einher.  

Eine strikte Einhaltung der geltenden berufsethischen Regeln und Normen, sowohl seitens der Mitglieder des Kollegiums als auch seitens 
des Personals, sowie angemessene Folgemaßnahmen im Falle eines Verstoßes sind meiner Ansicht nach von entscheidender Bedeutung. 
Dies ist nicht nur wichtig, um zu gewährleisten, dass die Kommission als öffentliche Behörde in loyaler, unparteiischer und 
uneingeschränkter Weise dem öffentlichen Interesse dient, sondern auch um die Bürgerinnen und Bürger davon zu überzeugen, dass die 
Tätigkeit der Organe dem allgemeinen öffentlichen Interesse dient. In diesen besonders schwierigen Zeiten ist das Vertrauen der 
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europäischen Bürgerinnen und Bürger wichtiger denn je. Aus all diesen Gründen ist mir die Ethik ein ernstes Anliegen. 

Die Kommission verfügt über strenge Vorschriften, die unlängst durch die Reform des Beamtenstatuts weiter verschärft wurden. Dabei ist 
die Kommission stets darum bemüht, den bestehenden Rahmen noch zu verbessern und als Vorbild zu dienen. 

Die Anwendung ethischer Prinzipien ist Voraussetzung für die Aufrechterhaltung hoher professioneller Standards im öffentlichen Dienst. 
Aber sie müssen bekannt, klar und verständlich sein, damit sie in vollem Umfang umgesetzt werden können. Daher werde ich das gesamte 
Personal immer wieder an die ethischen Regeln und Grundsätze erinnern, die für es gelten. Dementsprechend sollten wir weiter auf unser 
Schulungsangebot setzen und untersuchen, inwieweit wir unsere bestehenden Leitlinien überarbeiten oder neue Leitlinien zu bedeutenden 
ethischen Fragen herausgeben müssen. Durch Sensibilisierungsmaßnahmen, Schulungen usw. sollte die Kommission eine auf Werten 
basierende Kultur fördern, die zu einer einheitlichen Anwendung der ethischen Regeln und Grundsätze führt. Dies stellt in meinen Augen 
die beste Präventivmaßnahme dar. 

Im Hinblick auf ein verbessertes Management der Ethik und Integrität in der Kommission unterstütze ich zusammen mit dem Präsidenten 
und dem gesamten Kollegium die Anstrengungen  

 – zur Verschärfung des Verhaltenskodex, wie von Präsident Juncker zur Verlängerung der Übergangsfrist für ehemalige Präsidenten und 
Kommissare vorgeschlagen;  

– zur jährlichen Kontrolle und Überprüfung der Interessenerklärungen der Kommissionsmitglieder, einschließlich ihrer finanziellen 
Interessen. 

Darüber hinaus stehe ich für einen jährlichen Meinungsaustausch mit dem Ausschuss für Haushaltskontrolle und der Bürgerbeauftragten zu 
Ethikfragen bereit, sowie für regelmäßige Rundtischgespräche mit NGOs zur Erörterung von Fragen in Bezug auf Ethik und Integrität.  
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15. 

 

 
OLAF-Generaldirektor – Interessenkonflikt 
 
Seit das Kollegium der Kommission beschlossen hat, einer Aufforderung der belgischen Behörden im Verlauf einer Untersuchung, die 
im Zusammenhang mit dem „Fall Dalli“ steht, nachzukommen und die Immunität des OLAF-Generaldirektors aufzuheben, ist der 
Generaldirektor mit einem dreifachen Interessenkonflikt konfrontiert: 
 
1. Während das Kollegium dabei war, über die Aufhebung seiner Immunität zu entscheiden, erwog der Generaldirektor, Ermittlungen 

gegen Kommissionsmitglieder durch OLAF zu eröffnen. 
 
2. Nachdem das Kollegium seinen Beschluss über die Aufhebung seiner Immunität getroffen hatte, hat der Generaldirektor 

gerichtliche Schritte gegen die Kommission wegen einer behaupteten Unregelmäßigkeit bei der Annahme ihres Beschlusses 
unternommen und gleichzeitig weiterhin die Kommission in politischen Angelegenheiten vertreten, die im Zusammenhang mit 
seinem Ressort standen. 

 
3.  Nachdem die Aufhebung seiner Immunität bestätigt wurde, hat der belgische Staatsanwalt mit Ermittlungen zur Rolle des 

Generaldirektors in dem betreffenden Fall begonnen. Gleichzeitig fungiert der Staatsanwalt bei der Bekämpfung von Betrug gegen 
die finanziellen Interessen der EU auf belgischem Staatsgebiet jedoch weiterhin als Sprecher für OLAF, und damit für den 
Generaldirektor. 

 
Stimmen Sie zu, dass diese Interessenkonflikte den Ruf sowohl von OLAF als auch der Kommission beschädigen können? Werden Sie 
in Ihrer Rolle als für OLAF zuständiger Vizepräsident sicherstellen, dass der OLAF-Generaldirektor bis zum Abschluss der 
Ermittlungen durch die belgischen Behörden beurlaubt wird und dass eine vorläufige Vertretung ernannt wird? 
 
Die Kommission sieht keine Gefahr eines Interessenkonflikts. Das Ersuchen der belgischen Behörden um Aufhebung der Immunität des 
Generaldirektors bezog sich auf eine punktuelle Handlung im Laufe einer bestimmten Untersuchung. Der Beschluss der Kommission 
wurde unter gebührender Berücksichtigung der Unschuldsvermutung und im Geiste einer aufrichtigen Zusammenarbeit mit den belgischen 
Behörden angenommen. 
 

1. Zwischen dem Ersuchen um Aufhebung der Immunität, mit dem sich die Kommission zu befassen hatte, und den möglichen 
Untersuchungstätigkeiten des OLAF bestand keinerlei Zusammenhang. Der Beschluss der Kommission wurde ohne jegliche 
Einflussnahme des OLAF-Generaldirektors angenommen. Der Beschluss lässt die operative Unabhängigkeit des OLAF, zu 
deren Wahrung und Schutz sich die Kommission verpflichtet hat, selbstredend unberührt. 

  
2. Artikel 17 Absatz 3 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 sieht vor, dass der Generaldirektor des OLAF gegen die 
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Kommission Klage beim Gerichtshof einreichen kann, falls er der Auffassung ist, dass eine von der Kommission getroffene 
Maßnahme seine Unabhängigkeit antastet. Wenn er von dieser Möglichkeit Gebrauch macht, bringt ihn dies keineswegs in 
einen Interessenkonflikt. Auf dem Gebiet der Betrugsbekämpfungspolitik übt der Generaldirektor des OLAF keine unabhängige 
Tätigkeit aus, und auch in diesem Bereich ist kein Risiko eines Interessenkonflikts ermittelt worden. 

 
3. Bei der Zusammenarbeit zwischen den belgischen Behörden und dem Generaldirektor des OLAF sieht die Kommission keinen 

Interessenkonflikt, da beide ihren Aufgaben unabhängig und nach Maßgabe ihres jeweiligen Rechtsrahmens und ihrer 
jeweiligen Befugnisse nachgehen. Vorrangige Bedeutung hat stets die Wahrung der Unschuldsvermutung, und es ist von größter 
Wichtigkeit, dass das OLAF und sein Generaldirektor weiterhin die finanziellen Interessen der Union - auch in 
Belgien - schützen. 
 

Unter den gegenwärtigen Umständen ist die Idee, den Generaldirektor vorübergehend zu beurlauben, nicht angemessen. Ein solches 
Vorgehen würde die Unabhängigkeit des OLAF beeinträchtigen und den Schutz der finanziellen Interessen der Union schwächen.  
 
 

 

 
16. 

 
Ehemaliges Ressort 
 
Herr Kommissar Oettinger, Sie haben in der Position des Kommissars für die Digitale Wirtschaft und Gesellschaft zahlreiche 
Reformen in Bezug auf Datenschutz, Einkaufen im Internet, Urheberrecht usw. angestoßen. Jetzt ist der Zeitpunkt 
gekommen, diese Initiativen gut zu sichern und zu verteidigen, damit sie Bestandteil der europäischen Gesetzgebung 
werden. Glauben Sie, dass der Wechsel des Ressorts Unsicherheit im Sektor verursachen wird und möglicherweise zu einem 
Scheitern führt? 
 
Während der ersten zwei Jahre meines Mandats habe ich in meiner Funktion als Kommissar für die Digitale Wirtschaft und Gesellschaft 
die digitale Agenda mit Entschlossenheit und Enthusiasmus vorangetrieben. Da ich davon überzeugt bin, dass die digitale Revolution allen 
europäischen Bürgern und Unternehmen große Chancen bietet, habe ich zur Strategie für einen digitalen Binnenmarkt beigetragen, und die 
Maßnahmen der Strategie habe ich großenteils selbst der Kommission vorgeschlagen. 
Jetzt kommt es darauf an, die Agenda voranzutreiben. Die Agenda ist jedoch nicht Sache eines einzelnen Kommissars, sondern Aufgabe 
des gesamten Kollegiums. Vizepräsident Ansip hat bisher die Koordinierung des digitalen Binnenmarktes geleitet und wird dies auch 
weiterhin tun. Ich bin überzeugt, dass die Verwirklichung des digitalen Binnenmarkts reibungslos weitergehen wird, und ich bin bereit, 
dabei so viel, wie mein neues Ressort zulässt, behilflich zu sein. 
 



36 

 

 

 
17. 

 
EEF 
 
Welche Haltung vertreten Sie gegenüber der Aufnahme des EFF in den ordentlichen Haushalt? 

Der Europäische Entwicklungsfonds (EEF) verfügt seit seiner Schaffung durch die Römischen Verträge im Jahr 1957 über einen eigenen 
Rechtsrahmen und wird nicht aus dem EU-Haushalt finanziert. Seine Mittelausstattung in Höhe von rund 30,5 Mrd. EUR für den Zeitraum 
2014-2020 (11. EEF) macht gleichwohl einen sehr großen Teil der verfügbaren Gesamtmittel für die Entwicklungszusammenarbeit der EU 
aus. Mir ist bewusst, dass das Europäische Parlament - nicht zuletzt, um die demokratische Kontrolle und Rechenschaftspflicht zu 
verbessern - seit langem die vollständige Einbeziehung des EEF in den EU-Haushalt fordert. 
 
Um eine solche Einbeziehung zu vereinfachen, sind die für den EEF geltenden Finanzierungsbeiträge und -regeln in den vergangenen 
Jahren schrittweise angeglichen worden, damit sie mit denen des EU-Haushalts bestmöglich übereinstimmen.  
 
Wie in der Mitteilung der Kommission über die Halbzeitüberprüfung/Halbzeitrevision des MFR vom 14. September 20161 bezüglich der 
Einbeziehung des EEF in den Haushaltsplan angekündigt, wird die Kommission die Möglichkeiten für das weitere Vorgehen sorgfältig 
analysieren und dabei alle relevanten Umstände und Erwägungen berücksichtigen, d.h.  
 
− die Gesamtkonzeption und -struktur der Instrumente des auswärtigen Handelns im Zeitraum nach 2020,  
− die Art der Partnerschaft zwischen der Europäischen Union und den Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean 

nach Auslaufen des Cotonou-Abkommens 2020 und  
− die Erkenntnisse aus der Bewertung früherer Maßnahmen, Konsultationen von Interessenträgern und Folgenabschätzungen verschiedener 
Abkommen.  
 
Dieses Thema wird daher im Rahmen der Ausarbeitung des nächsten MFR auf meiner Agenda stehen.  

 

                                                      
1 Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen, Begleitunterlage zur Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat „Mid-term review/revision of 
the multiannual financial framework 2014-2020. An EU budget focused on results“ (SWD(2016) 299 final vom 14.9.2016, S. 36). 
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18. 

 
Schutz der finanziellen Interessen der EU 
 
Welche Maßnahmen sehen Sie im Hinblick auf den Schutz der finanziellen Interessen der EU vor, um insbesondere in der 
Kohäsionspolitik Vertrauen, Image und Integrität von Investitionen, die durch den EU-Haushalt getätigt werden, zu wahren? 
 
Die Wahrung von Vertrauen, Image und vor allem Integrität von durch den EU-Haushalt getätigten Investitionen erfordert insbesondere auf 
dem Gebiet der Kohäsionspolitik einen mehrgliedrigen Ansatz, der haushaltspolitische Maßnahmen und den Entwurf von 
Ausgabenprogrammen und Maßnahmen zur Verhütung, Aufdeckung und Beseitigung von Unregelmäßigkeiten sowie zur Bekämpfung von 
Betrug, Korruption und sonstigen gegen die finanziellen Interessen der Europäischen Union gerichteten widerrechtlichen Handlungen 
einschließt. Die Kommission ist entschlossen, in all diesen Bereichen auch künftig fortlaufend geeignete Maßnahmen zu ergreifen und 
bewährte Verfahren anzuwenden: 

• Für den Ausgabenzeitraum 2014-2020 wurden die Mitgliedstaaten erstmals verpflichtet, ihre Verwaltungs- und Kontrollsysteme für 
die gemeinsame Verwaltung der Struktur- und Investitionsfonds durch angemessene und wirksame 
Betrugsbekämpfungsmaßnahmen zu verstärken2. Die Kommission steht generell mit den Mitgliedstaaten im ständigen Dialog über 
Möglichkeiten, ihre Kapazitäten und Werkzeuge für die Betrugsbekämpfung zu verbessern. So wurde den Mitgliedstaaten 
beispielsweise ein Risikobewertungstool namens ARACHNE zur Verfügung gestellt, das die Ermittlung risikobehafteter Projekte, 
Verträge und Vertragsnehmer erleichtert, damit die Verwaltungsbehörden weitere Maßnahmen ergreifen können. 

• Die neuen Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe sehen unter anderem vor, dass bei der Definition von 
Interessenkonflikten künftig Mindeststandards festgelegt werden müssen, dass die Mitgliedstaaten geeignete Maßnahmen zur 
Verhütung, Aufdeckung und Beseitigung von Interessenkonflikten ergreifen müssen, dass die zum Ausschluss von Bietern 
führenden Gründe erweitert werden und dass die Mitgliedstaaten bis spätestens 2018 elektronische Vergabeverfahren verbindlich 
einführen müssen.  

• Zudem arbeitet die Kommission zurzeit an einer Aktualisierung ihrer Betrugsbekämpfungsstrategie (da sie inzwischen sämtliche 
Maßnahmen ihrer ersten Betrugsbekämpfungsstrategie aus dem Jahr 2011 vollständig umgesetzt hat), und sie fördert verstärkt die 
Entwicklung nationaler Betrugsbekämpfungsstrategien der Mitgliedstaaten. 

                                                      
2 Artikel 125 Absatz 4 Buchstabe c der Dachverordnung. 
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EU-Finanzierungsmodell(e) 
 

 
19. 

 
Die Kommission hat kürzlich im Europäischen Verteidigungs-Aktionsplan vereinbart, dass die Beiträge der Mitgliedstaaten 
von den strukturellen fiskalischen Anstrengungen, die von ihnen unternommen werden sollen, abgezogen werden, und dass 
dieselbe Behandlung auch für Garantien gelten wird, soweit diese Auswirkungen auf das Defizit und/oder die Verschuldung 
haben. Welche Meinung vertreten Sie hinsichtlich der Ausweitung dieses Grundsatzes auf andere Ausgabenbereiche mit 
ähnlichen Mechanismen der Beiträge von Mitgliedstaaten (z. B. lokale und regionale EFSI-Investitionen, nationale 
Finanzierung von EU-Projekten usw.). 
 
Die EU-Haushaltsregeln, also der Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP), wurden von allen Mitgliedstaaten mit dem primären Ziel 
vereinbart, die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen zu gewährleisten und die EU makroökonomisch zu stabilisieren. 

Die SWP-Regeln sehen nicht vor, dass irgendeine Art von Ausgaben vom Geltungsbereich der Haushaltsüberwachung ausgenommen wird; 
damit soll die Solidität der öffentlichen Finanzen gewährleistet werden. Laut SWP sind alle öffentlichen Ausgaben angemessen zu 
finanzieren. Andernfalls steigt die öffentliche Verschuldung und der Euroraum könnte wieder vor denselben negativen Auswirkungen 
stehen wie während der Schuldenkrise im Euroraum. 

Im SWP ist allerdings vorgesehen, dass einige Maßnahmen, sogenannte „einmalige Maßnahmen“, unter bestimmten Voraussetzungen vom 
strukturellen Saldo saldiert werden könnten, sofern diese Maßnahmen sich nur vorübergehend budgetär auswirken und die Haushaltslage 
nicht dauerhaft ändern. 

Um zu verhindern, dass die Auslegung der „einmaligen Maßnahmen“ dem Geist und dem Wortlaut des SWP widerspricht und zu 
Schlupflöchern in der haushaltspolitischen Überwachung führt, hat die Kommission präzise Vorgaben gemacht und diese den 
Mitgliedstaaten im Rahmen der Stellvertretergruppe des Wirtschafts- und Finanzausschusses mitgeteilt. Diese Vorgaben wurden im Bericht 
über die öffentlichen Finanzen 2015 veröffentlicht3. Einmalige Maßnahmen sollten weiterhin sorgfältig eingegrenzt werden. 

                                                      
3 http://ec.europa.eu/economy_finance/publications/eeip/pdf/ip014_en.pdf. Dieser Leitfaden beinhaltet mehrere Grundsätze, die bei der Beurteilung der Einstufung einer Maßnahme als 
„einmalige Maßnahme“ in Betracht zu ziehen sind.  Erstens, „einmalige Maßnahmen“ dürfen nicht wiederholt werden. Zweitens, sie können nicht durch ein Gesetz oder einen autonomen 

http://ec.europa.eu/economy_finance/publications/eeip/pdf/ip014_en.pdf
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Eine weniger strenge Auslegung des SWP – um andere Politikbereiche der Kommission zu fördern – ist häufig nicht das beste Instrument, 
da die Hindernisse in diesen Politikbereichen meist struktureller Art sind und nichts mit Haushaltsdisziplin zu tun haben. In dieser Hinsicht 
kann die Umschichtung öffentlicher Ausgaben hin zu wachstumsfreundlicheren oder strategischen Posten hilfreich sein, ohne dadurch die 
Glaubwürdigkeit der haushaltspolitischen Überwachung zu gefährden.   

 

 
20. 

 
Das EU-Finanzierungsmodell ist, insbesondere nach der Einführung des Euro und des Stabilitätspakts, im Wesentlichen dem 
Finanzierungsmodell Deutschlands gefolgt. Am 14. Oktober 2016 hat Deutschland einen radikalen Wandel bei der 
Finanzierung zwischen Bund und Ländern vorgenommen, wobei der Bund von 2020 bis 2030 die Länder in Höhe von mehr 
als 9 Mrd. EUR pro Jahr finanzieren wird. Wie bewerten Sie in diesem Zusammenhang den Einfluss dieser Änderung auf die 
neuen finanziellen Perspektiven der EU? 
 
Ich habe die vor Kurzem in Deutschland erfolgte Reform des Länderfinanzausgleichs mit der Zuweisung einiger neuer Aufgaben an die 
Länder und den neuen, vom Bund zu finanzierenden Beträgen zur Kenntnis genommen. 

Ich möchte jedoch die in der Frage implizierte Annahme, dass das „EU-Finanzierungsmodell ... im Wesentlichen dem Finanzierungsmodell 
Deutschlands gefolgt [ist]“ nicht so stehen lassen. Der Gesamthaushaltsplan der EU war nie als Finanzausgleichssystem oder bewusst als 
Umverteilungssystem im größeren Stil konzipiert. Es gibt keine direkten Finanztransfers zwischen den Mitgliedstaaten. Die 
Umverteilungseffekte zwischen Regionen und Mitgliedstaaten aufgrund unserer Haushaltsinterventionen sind überwiegend die Folge der 
Zuteilung von Ausgabenprogrammen wie im Bereich der Kohäsionspolitik, die auf EU-Ebene festgelegte Ziele verfolgen. 

Die EU verfügt über kein System, mit dem  

- die Mitgliedstaaten Finanzmittel untereinander transferieren, und  

- es gibt auch keine Bundesebene mit unabhängigen Einnahmenquellen, die in der Lage wäre, direkte Haushaltsbeiträge an 

                                                                                                                                                                                                                                                               
Regierungsbeschluss verfügt werden. Darüber hinaus sollten sie weder volatile Einnahmen- oder Ausgabenkomponenten noch politische Maßnahmen umfassen, die das öffentliche Defizit 
vorsätzlich erhöhen. Und schließlich sollten sie signifikante Auswirkungen auf den staatlichen Saldo insgesamt haben.   
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Mitgliedstaaten oder Regionen zu leisten. 

Ökonomisch und rechtlich sind die beiden Systeme also nicht vergleichbar und die angedeutete Analogie trifft nicht zu.  

Bei der Erstellung des neuen MFR werde ich besonders darauf achten, dass die Grundsätze der Subsidiarität, der Solidarität und der 
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung eingehalten werden. Darüber hinaus gilt es zu bedenken, dass nur auf der Grundlage 
entsprechender, angemessener Mittelzuteilungen erwartet werden kann, dass die EU-Ebene die ihr übertragenen Zuständigkeiten und 
Aufgaben erfüllt.  

 
  

MFR 
 

 
21. 

 
Im September 2016 hat die Kommission ihre Mitteilung über die Halbzeitüberprüfung/Halbzeitrevision des mehrjährigen 
Finanzrahmens veröffentlicht. Ist angesichts der aktuellen Umstände und des wahrscheinlichen Austritts des Vereinigten 
Königreichs aus der Union Ihrer Meinung nach eine echte Revision des MFR erforderlich? Wo sollte der Schwerpunkt liegen, 
falls bzw. wenn der MFR einer Revision unterzogen wird? 

Am 14. September 2016 verabschiedete die Kommission die Mitteilung „Halbzeitüberprüfung/Halbzeitrevision des mehrjährigen 
Finanzrahmens 2014-2020 – Ein ergebnisorientierter EU-Haushalt“.  
 
Die Kommission sieht die MFR-Halbzeitüberprüfung/Halbzeitrevision als Gelegenheit, gemeinsam mit den anderen EU-Organen und den 
Mitgliedstaaten zu überprüfen, ob der MFR funktioniert, seine Prioritäten anzupassen und seine Fähigkeit zu stärken, unterschiedlichste 
Ziele umzusetzen sowie auf neue Herausforderungen zu reagieren. 
 
Mit dem MFR-Überprüfungs-/Revisionspaket soll die Unterstützung der wichtigsten politischen Prioritäten (Bewältigung der 
Migrationskrise, Förderung von Investitionen und Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit) gestärkt werden, um den Haushalt flexibler zu 
machen und besser für Krisen zu rüsten sowie die Funktionsweise von Finanzierungsprogrammen zu vereinfachen, damit sie mit einem 
Minimum an Bürokratie auskommen und ihre positiven Auswirkungen rasch spürbar werden. 
Das Vorschlagspaket enthält zusätzliche Finanzmittel in Höhe von 13 Mrd. EUR (davon sind 6,3 Mrd. EUR „Aufstockungen“), damit die 
EU wirksam auf die neuen Herausforderungen reagieren kann. Um die Flexibilität des EU-Haushalts zu erhöhen, hat die Kommission 
vorgeschlagen, die „MFR-Verordnung“ zu ändern. 
 
Nach intensiven Verhandlungen im Rat und mehreren informellen Treffen von Rat und Parlament liegt nun ein Kompromisspaket vor, das 
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als Grundlage für eine endgültige Vereinbarung dienen könnte, sobald die verbliebenen Vorbehalte ausgeräumt sind.   
Das Kompromisspaket enthält folgenden Aufstockungen: 
 

• 3,9 Mrd. EUR für Migration und Sicherheit (innere und äußere Dimension); 
 

• 1,2 Mrd. EUR für die Beschäftigungsinitiative für junge Menschen; das sind 200 Mio. EUR mehr als von der Kommission 
vorgeschlagen. Zusammen mit ESF-Mitteln stehen für diese Initiative nun 2,4 Mrd. EUR an zusätzlichen Geldern zur Verfügung. 

 
• Stärkung (durch Umschichtung) wichtiger Programme in der Rubrik 1a zur Förderung von Wachstum und Arbeitsplätzen, darunter: 

o Horizont 2020: plus 200 Mio. EUR 
o CEF Verkehr: plus 300 Mio. EUR 
o Erasmus +: plus 100 Mio. EUR 
o COSME: plus 100 Mio. EUR 

 
 

 
Unter Anderem sorgt dieses weitgehende Einvernehmen für die dringend nötige höhere Flexibilität bei Mittelbindungen und Zahlungen in 
der MFR-Verordnung. Dies bedeutet, dass im Rahmen des Flexibilitätsinstruments die jährlich verfügbaren Mittel von 471 Mio. EUR auf 
600 Mio. EUR (Preise von 2011) steigen würden, und zwar zusätzlich zur Möglichkeit, nicht verwendete Beträge aus dem Solidaritätsfonds 
der Europäischen Union und aus dem europäischen Globalisierungsfonds zu nutzen. Für 2017 könnten diese neuen Flexibilitätsinstrumente 
bis zu 800 Mio. EUR an zusätzlicher Flexibilität (in Form von Verpflichtungen) bringen. 
Darüber hinaus würden sich die jährlich zur Verfügung stehenden Soforthilfereserven von 280 Mio. EUR auf 300 Mio. EUR in Preisen von 
2011 erhöhen. 
 
Ferner würde der Gesamtspielraum für Verpflichtungen zeitlich und inhaltlich erweitert, um auch Maßnahmen im Bereich von Migration 
und Sicherheit abzudecken. 
 
Die „Deckelung“ des Gesamtspielraums für Zahlungen würde sich um insgesamt 5 Mrd. EUR in Preisen von 2011 (2 Mrd. EUR im Jahr 
2019 und 3 Mrd. EUR im Jahr 2020) erhöhen. Dadurch könnten die Obergrenzen für 2019 und 2020 durch Hinzufügen von Margen und 
Minderverbrauch vorangegangener Jahre nach oben angepasst werden, ohne dass die betreffenden Obergrenzen überprüft werden müssten. 
Dadurch würde sich auch das Risiko verringern, dass es am Ende des MFR-Zeitraums 2014-2020 zu einem Rückstau kommt, wie dies 
beim MFR davor der Fall war.  
 
Das Annahmeverfahren für die Halbzeitrevision unterscheidet sich zwar von jenem für die jährliche Mittelausstattung, trotzdem sollten wir 
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die Bemühungen des slowakischen Ratsvorsitzes anerkennen, das Parlament so weit wie möglich in das Verfahren einzubinden. Ich bin mir 
darüber im Klaren, dass das Ergebnis wohl nicht alle durchaus gerechtfertigten Erwartungen erfüllen wird. Aber in Zeiten, in denen eine 
Erhöhung der EU-Ausgaben unionsweit immer unpopulärer wird, sollten wir das auf dem Tisch liegende Paket nicht unerledigt lassen. 
 
Die Verabschiedung der Halbzeitrevision wäre ein großer Erfolg. Sie brächte Stabilität und die dringend nötige Einigkeit für die vor uns 
liegenden schwierigen Zeiten. Wenn wir dranbleiben, ist eine Einigung möglich, vorausgesetzt beide Seiten zeigen sich flexibel. 
 
Ich werde intensiv und eng mit dem Europäischen Parlament und dem maltesischen Ratsvorsitz zusammenarbeiten, um dieses Vorhaben in 
den nächsten Monaten erfolgreich abzuschließen, bevor wieder andere Themen in den Mittelpunkt rücken. 
 
Selbstverständlich bleiben die Befugnisse der beiden Teile der Haushaltsbehörde von einer politischen Vereinbarung zur Halbzeitrevision 
unberührt. Beim jährlichen Haushaltsverfahren ist die Zuständigkeit des Parlaments und des Rates zu wahren.  
 
  
 
 

 
22. 

 
2017 sollte die Vorbereitung des neuen MFR nach 2020 beginnen. Diesbezüglich stellen sich die folgenden Fragen: 
 
- Wie sehen Sie die Rolle der Kohäsionspolitik im neuen Rahmenwerk – sollte sie verstärkt oder im Gegenteil verringert werden? 
 
- Glauben Sie, dass die Durchführung des Kohäsionsfonds nach 2020 verlängert werden sollte? 
 
- Halten Sie die Fazilität „Connecting Europe Facility“ für ein wirksames Instrument der Politikumsetzung? Wie sehen Sie die Rolle 
dieser Fazilität in der Zukunft? 
 
- Im laufenden Programmplanungszeitraum gab es eine deutliche Verschiebung hin zur Verwendung von Finanzinstrumenten bei 
verschiedenen unionspolitischen Maßnahmen und -programmen. Die ersten Ergebnisse sowie Beobachtungen des Rechnungshofs 
zeigen jedoch, dass Finanzinstrumente mit schleppender Bereitstellung verbunden sind und weitere Unterschiede zwischen EU-
Mitgliedstaaten und Regionen schaffen. Welche Meinung haben Sie zur zukünftigen Rolle von Finanzinstrumenten in der 
Kohäsionspolitik und im Zusammenhang mit anderen politischen Maßnahmen der EU? 

Auch im nächsten MFR wird die Kohäsionspolitik eine wichtige Rolle spielen. Dasselbe gilt für die Unterstützung transeuropäischer 
Infrastrukturnetze in den Politikfeldern Verkehr, Digitales und Energie. Alle diese Politikfelder werden in den kommenden Monaten einer 
Evaluierung unterzogen, um festzustellen, welchen Beitrag sie zur Erreichung der Ziele im jeweiligen Bereich geleistet haben. 
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Sie werden sicher verstehen, dass ich Ihre Frage, wie stark bestimmte Politikfelder im nächsten MFR vertreten sein sollten, in diesem 
frühen Stadium der Erstellung nicht beantworten kann. Als erstes werden wir sorgfältig prüfen müssen, welchen Spielraum wir beim 
Haushalt haben, und zwar unter umfassender Berücksichtigung makroökonomischer Prognosen und anderer Gegebenheiten, die für den 
betreffenden Zeitraum eine Rolle spielen werden. Ich befürworte einen breitangelegten Konsultationsprozess unter Einbeziehung des 
Parlaments. 
 
Ein wesentlicher Aspekt wird sein, die Möglichkeiten der Hebelung des EU-Budgets auszuloten. Das kann auf mehrere Arten erfolgen, 
z. B. dadurch, dass der Kofinanzierungsbeitrag aus den nationalen Budgets erhöht wird, um so die Eigenverantwortung der Mitgliedstaaten 
für die Durchführung der europäischen Politik zu stärken, oder durch die stärkere Nutzung von Finanzierungsinstrumenten. 
 
Unter dem derzeitigen MFR werden Finanzierungsinstrumente bereits etwas stärker genutzt als im MFR-Zeitraum davor. Die Mitteilung 
zur Halbzeitüberprüfung/Halbzeitrevision liefert eine erste Bewertung der Durchführung dieser Finanzierungsinstrumente. Darauf 
aufbauend hat die Kommission Vorschläge zur Vereinfachung unterbreitet, insbesondere für Fälle, in denen die Finanzierungsinstrumente 
mit den europäischen Struktur- und Investitionsfonds und dem europäischen Fonds für strategische Investitionen (EFSI) kombiniert 
werden. 
  
Ein Aspekt, der bei der Bewertung der Performanz dieser Instrumente im Hinblick auf den nächsten MFR geprüft werden wird, betrifft die 
regionale Inanspruchnahme. Es herrscht Besorgnis darüber, dass diese Instrumente – vor allem der EFSI – überwiegend in den 
wettbewerbsfähigeren Mitgliedstaaten genutzt werden. Wenn man jedoch die mobilisierten Investitionen in Relation zur Größe der 
Volkswirtschaft setzt, führt Estland die Liste an, und Deutschland firmiert zum Beispiel lediglich im unteren Drittel der Mitgliedstaaten.  
 
Darüber hinaus hat die Kommission vorgeschlagen, die Dienstleistungen der europäischen Plattform für Investitionsberatung (EIAH) 
auszuweiten, um zu gewährleisten, dass auch Mitgliedstaaten mit weniger entwickelten Finanzmärkten die Finanzierungsinstrumente 
optimal nutzen können. 
 
Mit Blick auf den nächsten MFR wird eine strenge Bewertung der Funktionsweise der aktuellen Instrumente (darunter des EFSI) – 
insbesondere zur Ermittlung der wirksamsten Durchfühungsformen – ganz wesentlich zur Klärung der Frage beitragen, wie ihr Einsatz 
weiter ausgebaut werden kann. 

 
 

23. 
 
Wie muss das System der traditionellen Eigenmittel Ihrer Ansicht nach geändert werden, um die EU-Finanzen unabhängiger 
und nachhaltiger zu machen?  
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(Anmerkung: Wenn sich die Frage stärker auf Eigenmittel als auf traditionelle Eigenmittel (TEM) bezieht, siehe bitte Antwort auf die 
Frage BUDG 4.) 
 
Zunächst sollte die allgemeine Bedeutung traditioneller Eigenmittel (TEM) – überwiegend Zölle – innerhalb des Eigenmittelsystems 
berücksichtigt werden. TEM machen lediglich 13 % der gesamten Eigenmittel aus, weshalb die Nachhaltigkeit der EU-Finanzen deutlich 
stärker von anderen Eigenmitteln als den TEM abhängt. Nichtsdestoweniger sorgt die Zollunion für echte Eigenmittel der EU und 
verschafft dem EU-Budget beträchtliche Einnahmen.  
  
Trotz fortschreitender Handelsliberalisierung sind die EU-Haushaltseinnahmen aus TEM in den letzten zehn Jahren sogar um rund 25 % 
gestiegen, von 14,9 Mrd. EUR im Jahr 2006 auf 18,6 Mrd. EUR im Jahr 2015. Der Haushaltsvollzug 2016 hat diesen Trend bestätigt. Das 
TEM-System ruht auf zwei Säulen: Handelserleichterung und Schutz der finanziellen Interessen der EU. Ein ausgewogenes Verhältnis 
zwischen diesen beiden Säulen sollte weiterhin gewährleistet werden, um die Unabhängigkeit und Nachhaltigkeit des TEM-Systems zu 
fördern.  

 
 

24. 
 
Da der jüngste Trilog zum Haushalt 2017 unter dem Mandat eines anderen Kommissars stattfand, könnten Sie Ihre Position 
dazu erläutern? Welche Bestrebungen haben Sie schon für den Haushalt 2018, und welchen Platz hat die Kohäsionspolitik 
darin? 

Die Kommission handelt als Kollegium. Das bedeutet, dass vor dem Start der Verhandlungen alle Mitglieder des Kollegiums konsultiert 
wurden. Die Kommission und auch ich stehen voll und ganz hinter dem Haushalt 2017, so wie er verabschiedet wurde. Die 
Verabschiedung des Haushalts für 2017 war für die EU-Organe ein äußerst positives Zeichen. Es war ein schwieriger Prozess, aber alle 
Beteiligten haben verantwortungsvoll gehandelt und die notwendigen Zugeständnisse gemacht. Es ist also ein gemeinsamer Erfolg der EU-
Organe und ein klarer Beweis dafür, dass die EU Differenzen überwinden kann.  
 
Es ist ein guter Haushalt, da er, wie von der Kommission vorgeschlagen und auch vom Europäischen Parlament befürwortet, die prioritären 
Bereiche stärkt: Wettbewerbsfähigkeit, Wachstum und Arbeitsplätze, Umgang mit Migrationsströmen und Sicherheitsbedrohungen sowohl 
innerhalb der Union als auch in unserer Nachbarschaft.  
 
Mit dem Haushalt 2018 soll gewährleistet werden, dass die EU über die erforderlichen Mittel verfügt, um erneut wirksam auf diese 
Herausforderungen zu reagieren.  Was die Kohäsionspolitik betrifft, sollte 2018 das Jahr sein, in dem die Ausführung volle Fahrt aufnimmt, 
d. h. dass das Zahlungsvolumen im Vergleich zu 2016 und 2017 deutlich ansteigen sollte. Es ist wichtig, die Höhe der für 2018 
erforderlichen Mittel richtig festzulegen, damit alle Zahlungsanträge abgewickelt werden können und kein neuer Rückstau entsteht.  
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25. 

 
Die Revision des MFR ist für die Vertreter des Europäischen Parlaments nach wie vor eine offene Frage. Werden Sie als 
Kommissar für Haushalt und Personal mit genügend Nachdruck dafür sorgen, dass in Kürze eine effiziente Halbzeitrevision 
erfolgt? 

Wie in meiner Antwort auf Frage 21 oben ausgeführt, verfolgt die Kommission das Ziel, sich so rasch wie möglich mit dem Europäischen 
Parlament und dem Rat über die finanziellen Aspekte und die Änderung der MFR-Verordnung zu einigen. Daher werde ich weiterhin 
konstruktiv mit dem maltesischen Ratsvorsitz und dem Parlament zusammenarbeiten, um dieses Ziel so rasch wie möglich zu erreichen und 
dafür zu sorgen, dass die Bedenken des Parlaments ernst genommen werden. 

 

 
 

 
26. 

 
Brexit 
 
Welche Art von Personalumsetzungen planen Sie im Zusammenhang mit dem Brexit, und wie bereiten Sie sich auf die 
Verwaltung dieser Personalumsetzungen vor? 
 
Wie in der Erklärung nach dem informellen Treffen der Staats- und Regierungschefs von 27 Mitgliedstaaten sowie der Präsidenten des 
Europäischen Rates und der Europäischen Kommission am 15. Dezember 2016 festgehalten, können Verhandlungen erst dann 
aufgenommen werden, wenn das Vereinigte Königreich seinen Wunsch nach einem Austritt aus der Union erklärt hat. In diesem Kontext – 
und wie in der erwähnten Erklärung vorgesehen – wird das Parlament eine wichtige Rolle spielen. Was die technische Unterstützung 
betrifft, wurde eine Taskforce mit Michel Barnier als Chefunterhändler eingerichtet, um alle Fragen im Zusammenhang mit dem Brexit zu 
behandeln. Diese neue Dienststelle ist Präsident Juncker direkt unterstellt und zählt auf die Unterstützung aller Generaldirektionen und 
Dienststellen der Kommission; besonders eng zusammenarbeiten wird sie mit dem Generalsekretariat und dem Juristischen Dienst. 
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III. Fragen des Rechtsausschusses 
 
Nr. Frage 

 
1. 

 
Als für Haushalt und Personal zuständiges Kommissionsmitglied werden Sie die endgültige Verantwortung für Bereiche 
haben, die das Personal der Institutionen direkt betreffen, wie Rekrutierung, Arbeitsbedingungen oder europäische Schulen, 
um nur einige Beispiele zu nennen. Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels stehen die Institutionen bei der 
Personalrekrutierung verstärkt im Wettbewerb mit anderen Arbeitgebern. Um jedoch angemessen und wirksam auf heutige 
und zukünftige Herausforderungen reagieren zu können, benötigt die EU einen effizienten öffentlichen Dienst mit 
hochqualifizierten, mehrsprachigen Frauen und Männern, die sich aus den Bürgern der Mitgliedstaaten auf der 
breitestmöglichen geografischen Grundlage rekrutieren.  
 
Was werden Sie im Hinblick auf die Strategie Ihrer Vorgängerin unternehmen? Welche Maßnahmen möchten Sie 
insbesondere ergreifen, um „die besten Köpfe“ zu gewinnen und zu halten? Wie werden Sie zur Entwicklung einer echten 
internen Talentmanagement-Strategie beitragen? Wie werden Sie sicherstellen, dass die Zuweisung von Personal den 
Prioritäten der Kommission entspricht, um die Arbeitsprozesse der Kommission effizienter zu gestalten? Wie werden Sie im 
Einstellungsverfahren und über die gesamte Laufbahn hinweg die Gleichstellung der Geschlechter fördern? Wie ist der 
derzeitige Stand der Dinge bei der Gewährleistung der Gleichstellung der Geschlechter innerhalb des Personals der 
Institutionen? Wie werden Sie dazu beitragen, bis zum Ende der Amtszeit einen Frauenanteil von 40 % auf der mittleren und 
höheren Führungsebene der Kommission zu erreichen? Die Europäische Kommission ist einzigartig positioniert, um mit 
gutem Beispiel voranzugehen und diese Maßnahmen EU-weit zu fördern. Welchen bedeutenden Beitrag möchten Sie leisten, 
um sicherzustellen, dass die Gleichstellung der Geschlechter über die internen Leitlinien der Kommission hinaus auf 
horizontaler Ebene gefördert wird? Welche Position vertreten Sie hinsichtlich Status und Rechten der britischen Bediensteten 
nach dem Brexit?  
 
Nach meiner festen Überzeugung ist der europäische öffentliche Dienst, der sich aus engagierten, hoch qualifizierten Bediensteten 
zusammensetzt, für die Umsetzung unserer ehrgeizigen Agenda von entscheidender Bedeutung. Ich habe darauf bei vielen Gelegenheiten 
Menschen gegenüber hingewiesen, die ich in meiner Eigenschaft als Energiekommissar und als Kommissar für die digitale Wirtschaft 
getroffen habe, gegenüber Journalisten und Interessenträgern. Ich habe die gute Arbeit der EU-Bediensteten oft und proaktiv erwähnt. In 
den letzten Jahren sind zahlreiche Initiativen eingeleitet worden, auf denen ich aufbauen werde, um mich für die Gewährleistung 
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angemessener Bedingungen einzusetzen, damit das Personal seine Aufgaben erfüllen kann und motiviert bleibt. 

Die europäischen Organe müssen auf dem internationalen Arbeitsmarkt wettbewerbsfähig bleiben, um die besten Köpfe aus allen 
Mitgliedstaaten zu gewinnen. Zu diesem Zweck werde ich an der leistungsorientierten Einstellungspolitik festhalten, gleichzeitig jedoch 
Informationsmaßnahmen unterstützen, die die Attraktivität einer Karriere bei der EU aufzeigen. Die Auswahlverfahren der EU sind besser 
auf den Bedarf der Organe abzustimmen; so müssen zum Beispiel Mitarbeiter mit höheren Qualifikationen auf bestimmten Gebieten (etwa 
Wirtschaft, Finanzen oder Energie) eingestellt werden. Mit gezielteren EU-Auswahlverfahren müsste es auch möglich sein, die begabtesten 
Köpfe aus der ganzen Union zu gewinnen. 

Ich werde die Umsetzung der kürzlich beschlossenen Talentmanagement-Strategie der Kommission fortsetzen, deren Ziel es ist, die 
Begabungen der Mitarbeiter so umfassend wie möglich zu nutzen, sobald sie eingestellt sind. Im schwierigen Umfeld knapper werdender 
Humanressourcen können und müssen wir mehr tun, um Höchstleistungen des Managements sowie Mobilität und Entwicklung des 
Personals zu fördern. 

Im diesem Zusammenhang werde ich als für Haushalt und Personal zuständiges Kommissionsmitglied dafür sorgen, dass die 
Entscheidungen der Kommission über die Zuweisung von Ressourcen sich weiterhin auf Fakten stützen, die verfügbaren Haushaltsmittel in 
vollem Umfang berücksichtigen und eine rasche Umsetzung von Talenten in die Schwerpunktbereiche ermöglichen. Die Realisierung von 
Synergien und Effizienzgewinnen bei den Koordinierungs-, Unterstützungs- und sonstigen horizontalen Aufgaben der Kommission werde 
ich weiterverfolgen. Ferner werde ich die Nutzung flexibler Strukturen und das gemeinsame Arbeiten unterstützen, die einer wirksameren 
und agileren Verwirklichung der Ziele der Kommission förderlich sind. 

In unserem komplexen politischen Umfeld müssen die Begabungen aller Mitarbeiter genutzt werden – die der Frauen und die der Männer. 
Frauen machen in der Kommission zurzeit 55 % des gesamten Personals aus. Die Kommission verfügt über ein ausgewogenes Paket von 
Maßnahmen, in dem geschlechtsspezifische Ziele und Monitoring miteinander kombiniert sind, um die Gleichstellung der Geschlechter im 
Einstellungs- und Auswahlverfahren und während der gesamten Laufbahn zu fördern. Was Frauen in Führungspositionen angeht, so beträgt 
der Frauenanteil zurzeit rund 31 % auf der höheren und rund 34 % auf der mittleren Führungsebene. Die Kommission wird auf den seit 
2014 erzielten guten Ergebnissen aufbauen und ihre Anstrengungen verstärken, um das Ziel zu erreichen, den Anteil der weiblichen 
Führungskräfte bis 2019 auf 40 % zu erhöhen. Ich werde alle Maßnahmen unterstützen, die eine Zunahme der Zahl der Bewerberinnen für 
Führungsaufgaben auf der höheren und mittleren Ebene zum Ziel haben, zum Beispiel Schulungen, Mentoring-Programme oder flexible 
Arbeitsmöglichkeiten. Ferner werde ich die Kommissionsdienststellen auffordern, weitere Anstrengungen bei der Ersternennung von 
Frauen auf Stellen der mittleren Führungsebene zu unternehmen. 

Ganz zu Beginn meines neuen Mandats werde ich der Kommission für die Zeit bis 2019 eine neue Personalstrategie für Vielfalt und 
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Inklusion zur Billigung vorlegen. Vielfalt und Inklusion, die über die Gleichstellung der Geschlechter hinausgehen, wirken sich nicht nur 
auf die Leistung der Kommission aus, sondern haben auch Signalwirkung für die Mitgliedstaaten und den Rest der Welt. 

Die Gleichstellung von Frauen und Männern zählt zu den Grundwerten der Europäischen Union. Zwar bestehen noch immer 
Ungleichheiten, insbesondere auf dem Arbeitsmarkt, doch hat die EU in den letzten Jahrzehnten erhebliche Fortschritte erzielt, die in erster 
Linie den Rechtsvorschriften zur Gleichbehandlung, dem Gender-Mainstreaming und den besonderen Maßnahmen für die Förderung von 
Frauen zu verdanken sind. Das im Dezember 2015 veröffentlichte Dokument mit dem Titel „Strategisches Engagement für die 
Gleichstellung der Geschlechter 2016-2019“ bildet den Rahmen für die künftige Arbeit der Kommission an Verbesserungen bei der 
Gleichstellung der Geschlechter. In diesem Bereich werde ich eng mit Kommissarin Jourová zusammenarbeiten. 

Die Frage der Zukunft britischer Staatsangehöriger in den Organen wird im Rahmen der Verhandlungen nach Artikel 50 geklärt werden. 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt möchte ich nur daran erinnern, was Präsident Juncker nach dem Referendum erklärt hat, insbesondere, dass 
die britischen Bediensteten vor allem „Unionsbedienstete“ sind und dass wir entschlossen sind, sie zu unterstützen. 

 
 
2.  

 
Wie bewerten Sie den Beschluss der Kommission über Maßnahmen zum Schutz der Menschenwürde und gegen Mobbing und 
sexuelle Belästigung bei der Europäischen Kommission (C(2006) 1624/3)? Trägt der Beschluss angemessen dazu bei, bei der 
Kommission ein Arbeitsumfeld zu schaffen und zu bewahren, in dem jegliche Form der Belästigung verurteilt wird? Sollten 
die Kommission und das für Personal zuständige Kommissionsmitglied über schriftliche Leitlinien hinaus höhere Standards 
an das eigene Verhalten, sowohl gegenüber den Bediensteten als auch in der allgemeinen Öffentlichkeit, setzen? 
 
Die Kommission setzt sich für ein Arbeitsumfeld ohne Belästigung ein, in dem alle Menschen respektvoll und würdig behandelt werden. 
Die Strategie der Kommission gegen Belästigung, die sich aus dem Beschluss von 2006 ergibt, stützt sich sowohl auf einen präventiven 
Ansatz als auch auf reaktive Maßnahmen. Die Prävention umfasst allgemeine Informationen, die dem gesamten Personal zur Verfügung 
gestellt worden sind, und Schulungen. Zu den reaktiven Maßnahmen gehören zwei Verfahren (ein formloses und ein förmliches) für den 
Umgang mit Konflikten am Arbeitsplatz und mutmaßlicher Belästigung. 

Der Pflicht des Arbeitgebers, sein Personal zu schützen und die Achtung der Würde von Frauen und Männern am Arbeitsplatz zu 
gewährleisten, kommt meines Erachtens entscheidende Bedeutung zu. Ich sehe bei der Kommission kein bestimmtes Muster der 
Belästigung, das ein systemisches Problem darstellen würde. Lassen Sie es mich aber ganz deutlich sagen: Jeder einzelne Fall von 
Belästigung ist einer zu viel. Die Kommission sollte daher ihre präventiven Maßnahmen fortsetzen und weiterhin ein respektvolles 
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Arbeitsumfeld fördern. Förmliche Untersuchungen und Sanktionen sollten zum Einsatz kommen, wann immer dies notwendig erscheint. 

Insgesamt war die Einführung der Strategie gegen Belästigung eindeutig ein positiver Schritt auf dem Weg zu respektvolleren 
Arbeitsbeziehungen. Bei der Umsetzung des Kommissionsbeschlusses von 2006 sind gute Ergebnisse erzielt worden. Die Einführung 
förmlicher und formloser Verfahren, die Einrichtung eines Netzes von Vertrauenspersonen, die Schaffung spezialisierter Dienststellen für 
die Bearbeitung etwaiger Fälle, die Veranstaltung von Schulungen und die Herausgabe von Broschüren für Bedienstete und Führungskräfte 
sind eindeutig als Fortschritt zu werten. 

Die zuständigen Dienststellen der Kommission haben seit 2006 viel Erfahrung mit der Bearbeitung von Beschwerden wegen Belästigung 
gewonnen. Zudem hat der Gerichtshof der Europäischen Union seit 2006 eine Reihe von Entscheidungen in diesem Bereich erlassen. Diese 
Entscheidungen werden zwar in der Praxis bereits von der Kommission umgesetzt, haben sich jedoch bisher nicht im Wortlaut des 
Kommissionsbeschlusses niedergeschlagen. Aus all diesen Gründen wird eine der Rechtsetzungsinitiativen, die ich als für Personal 
zuständiges Kommissionsmitglied einleiten werde, der Erlass eines überarbeiteten Beschlusses über die Prävention und Bekämpfung von 
Belästigung am Arbeitsplatz sein. 

 
 
3. 

 
Gemäß Artikel 298 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union stützen sich die Organe, Einrichtungen und 
sonstigen Stellen der Union zur Ausübung ihrer Aufgaben auf eine offene, effiziente und unabhängige europäische 
Verwaltung. 2004 und anschließend im Jahr 2014 wurden das Statut der Beamten und die Beschäftigungsbedingungen einer 
tief greifenden Reform unterzogen. Die Bürger erwarten jedoch nicht nur einen Dienst von hoher Qualität, bei dem die 
Grundsätze der Integrität und Rechtmäßigkeit eingehalten werden, sondern sie erwarten ferner, dass diese Tätigkeiten in 
einem Umfeld ausgeführt werden, das höchste Transparenz bieten kann. 
 
In seinen Entschließungen vom 15. Januar 2013 und vom 9. Juni 2016 forderte das Parlament die Kommission auf, auf 
Grundlage von Artikel 298 AEUV einen Vorschlag für eine Verordnung über eine offene, effiziente und unabhängige 
europäische Verwaltung vorzulegen. Es führte ferner eine Studie des europäischen Mehrwerts eines 
Verwaltungsverfahrensrechts der Europäischen Union durch. Das Parlament ist überzeugt, dass Regeln für eine gute 
Verwaltungspraxis die Transparenz und demokratische Kontrolle fördern. Es ist heute wichtiger denn je, die Legitimität der 
Union zu verbessern und das Vertrauen der Bürger in die Verwaltung der Union zu stärken. Wir glauben, dass dieses Ziel 
durch eine Verordnung, mit der die Transparenz und die rechtliche Klarheit hinsichtlich der Verfahren und Verpflichtungen 
der EU-Verwaltung gegenüber den EU-Bürgern verbessert werden, erreicht wird. Es ist höchst bedauerlich, dass die 
Kommission nur Widerwillen und Widerstand gegenüber einer Regulierung der EU-Verwaltung zeigte. Dieses Vorgehen ist 
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für uns nicht verständlich. Welche Ansichten vertreten Sie diesbezüglich? Welche Nachweise müssten erbracht werden, um 
die Kommission davon zu überzeugen, dass es höchste Zeit ist, die oben genannte Verordnung vorzulegen? Werden Sie zu 
diesem Zweck mit dem Parlament zusammenarbeiten? 
 
Den Bürgern erscheint die EU-Verwaltung wie ein Elfenbeinturm. Würden Sie, um Brücken zu bauen und den Bürgern die EU-
Verwaltung näherzubringen, die Schaffung von Plattformen, Austauschprogrammen oder Informationsveranstaltungen in 
Mitgliedstaaten erwägen? 
 
Das Statut bildet bereits einen umfassenden Rahmen von Vorschriften, Grundsätzen und Verfahrensweisen, die auf eine offene, effiziente 
und unabhängige Interaktion mit den EU-Bürgern ausgerichtet sind. Diese Aspekte wurden durch die Statutsreformen von 2004 und 2013 
weiter verstärkt. Wenn man berücksichtigt, dass das Statut zusammen mit anderen horizontalen Vorschriften wie dem Kodex für gute 
Verwaltungspraxis, der Datenschutzverordnung und der Verordnung über den Zugang zu Dokumenten – um nur einige zu nennen – 
angewandt wird, ist das derzeit erreichte Maß an Transparenz sehr hoch. 

Was sektorspezifische Initiativen im Bereich des Artikels 298 AEUV angeht, so ist das öffentliche Register aller 
Durchführungsbestimmungen für das Personal der EU-Organe zu erwähnen. Es wurde im Zuge der Statutsreform von 2013 eingeführt, um 
Wissen und Transparenz in Bezug auf die interne Arbeitsweise der Organe zu verbessern und dadurch Vertrauen in die Verwaltung zu 
schaffen. Das unverzüglich eingerichtete Register ist nun öffentlich zugänglich und bietet damit ein höheres Maß an Transparenz auf dem 
Gebiet der EU-Personalvorschriften. 

Die Kommission setzt sich dafür ein, dass Bürger, Unternehmen und Interessenträger mit einer offenen, unabhängigen und effizienten 
Verwaltung interagieren können. Zu diesem Zweck hat die Kommission, wie die anderen europäischen Organe und Einrichtungen auch, 
bewährte horizontale Vorschriften für ihre Verwaltungspraxis festgelegt. 

Hinsichtlich der Kodifizierung des EU-Verwaltungsrechts ist die Kommission zum gegenwärtigen Zeitpunkt nach wie vor nicht davon 
überzeugt, dass die Vorteile eines einzigen horizontalen Rechtsakts zur Kodifizierung des Verwaltungsrechts die Kosten überwiegen 
würden. Der Vorschlag des Europäischen Parlaments würde nicht nur den Erlass neuer Rechtsvorschriften, sondern auch die Überarbeitung 
eines erheblichen Teils der geltenden EU-Rechtsvorschriften nach sich ziehen. Auch bei einem Vorgehen mit Umsicht und Augenmaß 
dürfte eine Kodifizierung zu Problemen bei der Abgrenzung zwischen allgemeinen und besonderen Vorschriften führen und weder für 
mehr Rechtsklarheit sorgen noch Rechtsstreitigkeiten für betroffene Bürger und Unternehmen vereinfachen. 

Darüber hinaus ginge die notwendige Flexibilität zur Anpassung an besondere Bedürfnisse verloren. Diese Probleme und Schwierigkeiten 
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spiegeln sich auch im Verordnungsentwurf des Europäischen Parlaments wider. So werden darin keine Lücken und Unstimmigkeiten im 
geltenden Recht benannt. Damit fehlt die Begründung, weshalb horizontale legislative Lösungen angemessen sind, um einschlägige 
Schwachstellen zu beheben. Auch liegt bisher keine Bewertung der konkreten Folgen der im Entwurf enthaltenen Bestimmungen vor. Statt 
eine hoch komplexe Kodifizierung mit ungewissem Mehrwert einzuleiten, gedenkt die Kommission, konkrete Probleme weiterhin dort 
anzugehen, wo sie entstehen, und die zugrunde liegenden Ursachen zu analysieren, um dann die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

 

 
4.  

 
Gemäß Artikel 11 des Vertrags über die Europäische Union führt die Europäische Kommission, „[u]m die Kohärenz und die 
Transparenz des Handelns der Union zu gewährleisten, […] umfangreiche Anhörungen der Betroffenen durch“. Zudem 
pflegen die Organe einen offenen, transparenten und regelmäßigen Dialog mit den repräsentativen Verbänden und der 
Zivilgesellschaft.  Was werden Sie unternehmen, um ein besser ausgewogenes Verhältnis zwischen Beiträgen von 
Interessenträgern aus Unternehmen und Beiträgen der Zivilgesellschaft sowie Einzelbeiträgen zu gewährleisten? Was 
werden Sie unternehmen, um die Veröffentlichung von Treffen und Terminen mit Interessengruppen zu verbessern? 
 
Wie in der Agenda für bessere Rechtsetzung4 dargelegt, will diese Kommission den Bürgern und Interessenträgern genau zuhören und 
engagiert sich daher für Konsultationen, die von hoher Qualität und transparent sind, alle Interessenträger erreichen und die für fundierte 
Entscheidungen notwendigen Fakten liefern. Diejenigen, die von den Rechtsvorschriften betroffen sind, können deren Auswirkungen am 
besten einschätzen und die Informationen liefern, die für eine Verbesserung erforderlich sind. Um Transparenz zu gewährleisten, werden 
alle Beiträge zu öffentlichen Konsultationen und Berichte über Folgemaßnahmen auf der Webseite der Kommission zu dem betreffenden 
politischen Thema veröffentlicht. 

Bei der Analyse der Beiträge und der Berichterstattung über die Ergebnisse einer Konsultation prüft die Kommission sorgfältig, welche 
Interessengruppen teilgenommen haben, wen sie vertreten und welche Meinungen sie geäußert haben. Da die Teilnehmer an einer 
öffentlichen Konsultation aus eigenem Antrieb handeln, stellen sie jedoch keine repräsentative Stichprobe von EU-Bürgern und 
Interessenträgern dar. Öffentliche Konsultationen dienen daher nicht dazu, ein repräsentatives Bild von den Meinungen der EU-Bürger und 
Interessenträger zu gewinnen, sie sind keine „Abstimmung“ oder Umfrage, sondern sie haben den Zweck, die verschiedenen Meinungen 
der Bürger und der unterschiedlichen Interessenträger zu der betreffenden Initiative der Kommission einzuholen. In diesem Sinne berichtet 

                                                      
4 COM(2015) 215 final – https://ec.europa.eu/priorities/democratic-change/better-regulation_de. 



52 

 

die Kommission auch über die Beiträge zu den Konsultationen. 

 
 
5. 

 
Als für Haushalt und Personal zuständiges Kommissionsmitglied wird es zu Ihren Verantwortlichkeiten gehören, eng mit 
dem für die Digitale Wirtschaft und Gesellschaft zuständigen Kommissionsmitglied zusammenzuarbeiten, damit die 
Europäische Kommission durch eine bessere Verwendung digitaler Technologien offener und effektiver wird. Wie werden Sie 
sicherstellen, dass die Ressourcen der Kommission gezielt nach Prioritäten eingesetzt werden, einschließlich dem ISA2-
Programm und der Open-Source-Software-Strategie der Kommission? 
 
Die Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) gehören zu den Hauptbereichen der 2016 angenommenen Mitteilung zu 
Synergien und Effizienzgewinnen bei der Kommission5. Die Mitteilung soll zu effizienten Ergebnissen bei der Umsetzung der EU-Politik 
führen und nennt eine Reihe von Maßnahmen im IKT-Bereich mit folgenden Schwerpunkten: 
 
 Die Agenda für den digitalen Wandel umfasst drei Säulen: 

 
1) Automatisierung von Kernarbeitsabläufen in den GDs und Dienststellen. In Arbeit sind bereits folgende Maßnahmen: 

 
• Einrichtung eines gemeinsamen Bereichs für elektronischen Datenaustausch6 (Single Electronic Data Interchange Area – 

SEDIA), der die Einreichung, Speicherung und Verarbeitung von Daten, die in Finanzhilfe- und Vergabeverfahren eingereicht 
werden, über einen standardisierten, einheitlichen Kanal ermöglicht; 

• Festlegung einer Lösung für die elektronische Vergabe, die für alle GDs und Dienststellen verbindlich wird und mit der die 
bisher uneinheitlichen Vergabeverfahren angeglichen werden; 

• Ausweitung der neuen e-Grants-Lösung auf alle GDs, die für die Verwaltung direkter Finanzhilfen und gegebenenfalls 
indirekter Finanzhilfen zuständig sind. 
 

                                                      
5 SEC(2016) 170 vom 4.4.2016. 

6 Wie in Artikel 95 der Haushaltsordnung vorgesehen. 
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All diese Maßnahmen werden nicht nur zu Effizienzgewinnen führen, die sich aus der Harmonisierung der Abläufe ergeben, sondern auch 
die Beziehungen zu den Unternehmen, KMU, Organisationen und Menschen im Allgemeinen erleichtern, mit denen die Kommission im 
Rahmen der Umsetzung der EU-Politik und des Haushaltsvollzugs tagtäglich im Kontakt steht. 
 

2) Lösungen auf dem Gebiet der Massendaten- und Datenanalyse, auf dem die Kommission weiterhin Pilotprojekte zum Aufbau 
ihrer Analyseinfrastruktur durchführen wird. 
 

3) Komponenten im Bereich der Systemarchitektur, in dem die Kommission beabsichtigt, eine Reihe wiederverwendbarer 
Komponenten festzulegen und einzuführen, die die Umsetzung neuer Systeme und Verfahren in allen Dienststellen der 
Kommission unterstützen. Hierzu gehört unter anderem die Umsetzung einer Lösung für die elektronische Signatur in den 
einschlägigen (interinstitutionellen) Verwaltungsverfahren oder die allgemeine Einführung von EU Login (der sicheren 
elektronischen Identifizierung für den Zugang zu EU-Systemen mit bereits mehr als 2 Mio. Nutzern). 
 

 An dem in der IKT-Initiative zur Realisierung von Synergien und Effizienzgewinnen vorgesehenen digitalen Arbeitsplatz der Zukunft 
werden dem Personal vorrangig die richtigen IT-Anwendungen, -Plattformen und -Dienste zur Verfügung gestellt, die es den Nutzern 
ermöglichen, überall und jederzeit unter entsprechenden Sicherheitsbedingungen allein oder gemeinsam mit anderen zu arbeiten und 
dabei ihre Arbeitserfahrung und Produktivität zu optimieren. 
 

 Die Konsolidierung und Standardisierung im IKT-Bereich umfasst 
 

1) die Eingliederung der lokalen Datenzentren in die beiden Rechenzentren (für die Zwecke der Geschäftsbetriebsfortführung) in 
Luxemburg, von denen ich eines vor Kurzem persönlich eingeweiht habe, sodass nun Daten und Systeme aus den verstreuten 
lokalen Datenzentren der GDs dorthin übertragen werden können; 
 

2) die zentrale Verwaltung der IT-Ausrüstung durch die GD DIGIT, unter anderem die Zentralisierung und Standardisierung der 
IT-Ausrüstung für Endnutzer und der dazugehörigen Unterstützungsdienste. 
 

 Auch die IKT-Sicherheit steht weit oben auf der Agenda: 
 

• einheitliche Umsetzung wichtiger IT-Sicherheitsprozesse in der gesamten Kommission; 
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• Verbesserung der IT-Sicherheitsinfrastruktur insgesamt (Sicherung des Netzes und der Endpunkte); 

• Sicherstellung einer effizienten Koordinierung und Steuerung im Bereich der IT-Sicherheit sowie laufende Unterrichtung der 
höheren Führungsebene, der IT-Experten und der Endnutzer über den globalen IT-Sicherheitsstand (Gefahren und 
Bedrohungen); 

• wirksamere Erfüllung der IT-Sicherheitsfunktionen durch Teilzentralisierung der Aufgaben der lokalen Beauftragten für die 
Sicherheit von Informationen (Local Information Security Officers – LISO), die zurzeit dezentral in den verschiedenen GDs 
wahrgenommen werden. 

 
Die Kommission hat 2015 ihre Strategie für Open-Source-Software (OSS) erneuert. Diese ist ein fester Bestandteil der IKT-Landschaft in 
der Kommission, sowohl intern als auch in Bezug auf die der Öffentlichkeit zugänglichen Anwendungen. Wir nutzen OSS in allen unseren 
Prozessen, vom zentralen Rechenzentrum über die Browser in unseren PCs bis hin zu den gemeinsamen Websites und Anwendungen für 
EU-Bürger. Und wir werden zusammen mit dem für die Digitale Agenda zuständigen Kommissionsmitglied auch weiterhin darauf 
hinwirken, dass sie in den von den Kommissionsdienststellen durchgeführten administrativen und politischen Verfahren genutzt wird. 
 
Eine notwendige Voraussetzung für den Erfolg der genannten Initiativen ist die Zuweisung ausreichender Mittel. In diesem Zusammenhang 
sind die Rolle des Programms ISA2 und die Synergien mit den operativen Programmen in umfangreichen Finanzhilfe- und 
Vergabeverfahren von größter Bedeutung. Dies gilt insbesondere für die Initiativen zur Harmonisierung von Arbeitsabläufen, die den 
Zugang interessierter Kreise zur Umsetzung der EU-Politik und zum Haushaltsvollzug sowie ihre Beteiligung daran erheblich verbessern 
werden. Die Leitlinien, Lösungen und Instrumente, die im Rahmen des Programms ISA2 bereitgestellt werden, um die europäischen 
öffentlichen Verwaltungen in ihren Modernisierungsbemühungen zu unterstützen, werden in dieser Hinsicht auch für die Kommission von 
Nutzen sein. 
 
Aufgrund meiner bisherigen Tätigkeit bin ich gut in der Lage, die Bedeutung des Programms ISA2 und seines Beitrags zur Interoperabilität 
und Modernisierung des öffentlichen Sektors in Europa zu ermessen, und ist mir die Rolle des Programms ISA2 bei der Vermeidung von 
Doppelarbeit zwischen den Verwaltungen durchaus bewusst; im Rahmen meiner neuen Tätigkeit werde ich die in diesem Bereich erzielten 
Fortschritte auch weiterhin verfolgen, um sicherzustellen, dass die notwendigen Mittel zugewiesen werden und dass die Kommission von 
den ISA2-Leitlinien und -Lösungen profitiert und Doppelfinanzierungen vermeidet. Das Europäische Parlament wird die Fortschritte bei 
der Umsetzung verfolgen können, insbesondere anhand des jährlichen Berichts nach Artikel 13 des ISA2-Beschlusses. 
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Für die Durchführung einiger der von der Kommission geplanten oben beschriebenen Maßnahmen wird eine Reihe von Initiativen des 
Europäischen Parlaments in Form von Pilotprojekten und vorbereitenden Maßnahmen im Haushaltsbereich von großem Wert sein. 
Insbesondere die (an entsprechende Pilotprojekte anschließenden) neuen vorbereitenden Maßnahmen „Kontrolle über und Qualität von 
Software-Code – Prüfung freier und quelloffener Software“ und „Verschlüsselte Übermittlung elektronischer Nachrichten der EU-Organe“ 
werden die Umsetzung quelloffener Lösungen erleichtern, gleichzeitig jedoch das notwendige Sicherheits- und Schutzniveau für die EU-
Organe und die Nutzer im Allgemeinen gewährleisten. Darüber hinaus werden mit den neuen Pilotprojekten „Neue Technologien und IKT-
Instrumente für die Durchführung und Vereinfachung europäischer Bürgerinitiativen“ und „Einsatz von Online-eIDs und digitalen 
Signaturen durch Umsetzung der eIDAS-Verordnung durch das Europäische Parlaments und die Kommission“ sehr willkommene Mittel 
für die Arbeit der Kommission in diesem Bereich bereitgestellt. 
 
 

 
6.  

 
Wie bewerten Sie die geltenden Vorschriften im Hinblick auf die Gleichbehandlung der Bediensteten unabhängig von ihrer 
sexuellen Orientierung, und welche Beiträge werden Sie leisten, um für die Gleichbehandlung der Bediensteten, insbesondere 
denjenigen aus der LGBTI-Community, zu sorgen? 
 
In Bezug auf Bedienstete aus der LGBTI-Gemeinschaft verfolgt die Kommission eine strikte Antidiskriminierungspolitik. Die internen 
Vorschriften und Verfahrensweisen der Kommission im Personalbereich sind so konzipiert und werden so angewandt, dass sie mit dem 
Diskriminierungsverbot im Einklang stehen. Ich persönlich habe während meiner politischen Laufbahn stets politische und 
gesetzgeberische Maßnahmen zugunsten von LGBTI unterstützt. 

Nach dem Statut können eingetragene Partnerschaften, die von den zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats anerkannt sind, auch von der 
Kommission anerkannt werden, damit die betreffenden Bediensteten bestimmte (teilweise Gleichstellung eines Partners mit einem 
Ehegatten) oder alle (vollständige Gleichstellung eines Partners mit einem Ehegatten) Ansprüche geltend machen können, die im Statut für 
verheiratete Beamte und sonstige Bedienstete vorgesehen sind. Die vollständige Gleichstellung wird insbesondere eingetragenen 
homosexuellen Lebenspartnern gewährt, die in einem Mitgliedstaat keine gesetzliche Ehe schließen können; dies wird auf der Grundlage 
der für das Paar aufgrund der Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes geltenden Rechtsvorschriften geprüft. 

Bedienstete, die einer Belästigung oder unangemessenem Verhalten ausgesetzt sind, unter anderem in Bezug auf Fragen der sexuellen 
Ausrichtung, haben die Möglichkeit, Hilfe zu suchen, und zwar entweder in einem formlosen Verfahren (in dem ein Netz besonders 
geschulter Vertrauenspersonen tätig wird, um den Konflikt beizulegen und das Opfer zu unterstützen) oder in einem förmlichen Verfahren 
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(in dem eine Untersuchung durchgeführt wird und Disziplinarmaßnahmen verhängt werden können). 

Ohne die Chancengleichheit zu vergessen, sollten wir nach meiner festen Überzeugung zu einem Ansatz übergehen, der auf einem reiferen 
Konzept der Organisationsentwicklung beruht, nämlich Vielfalt und Inklusion. Ein Arbeitsumfeld ist inklusiv, wenn niemand aus Angst vor 
Diskriminierung meint, irgendeinen Teil seiner Identität verbergen zu müssen, auch nicht im Zusammenhang mit der sexuellen 
Ausrichtung. Die auf den Werten der Vielfalt und der Inklusion beruhende Arbeitskultur kann weiter gestärkt werden, etwa durch 
Sensibilisierungskampagnen oder Schulungen zum Thema Vielfalt, in denen auch die LGBTI-Aspekte behandelt werden. 

Mir ist durchaus bewusst, dass Bedienstete aus der LGBTI-Gemeinschaft möglicherweise besondere Anliegen haben und mit praktischen 
Schwierigkeiten konfrontiert sind. Ich bin gerne bereit, ihnen zuzuhören. Und ich weiß, dass ich in diesem Zusammenhang auf 
gemeinnützige Organisationen wie EGALITE (Equality for Gays And Lesbians In The European institutions) zählen kann, die mir die 
Anliegen der LGBTI-Gemeinschaft übermitteln.  
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